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BANDESRAT 1 
des Il,Wahlperiode/ 22. Sitzung. 2 
ER 1: 1:1:06°.2,,.:. ce en a A a hr rn 
aka 3. Sitzungsperiode 1925. 
j 
Sstenographischer Bericht E 
über die am Mittwoch, den 8. August 1925 im 1 
Neuen Sitzungssaal des Rathauses der Stadt N 


Saarbrücken stattgefundene Sitzung des lan- 
desrates, 





Der stellv. Vorsitzende, MitgliedScheuer(Z.) 


EFUEIZEI: ayasıydam,bousss y272n494005 47 


eröffnete um 9 Uhr 30 Minuten die Sitzung. | 
Seitenga der Regierungskommission ist anwesend: i 
Herr Oberregierungsrat Dr, Heim aus der Abteilung des Innern, R 
als stellvertretender Staatskommissar., i 
| F 
Die Feststellung der Anwesenheitsliste ergibt die l 
Anwesenheit von 25 Nitgliedern. Mi 
Entschuldigt fehlen die Mitglieder: | 
Kratz I sMuakirchen; Schneider (S.P, )-Saarbrücken; Sti- ı 
cher (K.P. )-Öttweiler; Dr.v.Vopelius (D.S.V.)-Sulzbach; N 
Wilhelm (Z.)-Wehrden. ie 
vagesordnume 1 a0 
Tee ee RR 
Begutächtung der Verordnungsentwürfe betr. 4 Q 
1) Änderung des Versicherungs-Gesetzes für Angestell- 4 zZ 
te und der R.V.O,; Ei: 5 
2) Be rechnung der Invalidenrente, wenn der Empfänger ec’ Es 
seinen Wohnsitz im Saargebiet aufgibt; 4 
o | ei 
3) Abänderung der Kommunalgesetzgebung; 4 
4) Abänderung des Personenstandgesetzes vom 6. Feb- iM \ 
rüar 1875: N 
Ei 
5) Erhöhung der Pauschsätze im Verwaltungsstreitver- vl 
fahren; | M 
ri 
6) Peaginsung von Steuerbeträgen, die nicht recht- 
zeitig entrichtet sind; i 


7) m 








7) Abänderung des Gerichtsverfassungsgegetzes: | 
8) Verkehr mit Streichhölzern;. | 
9) Regelung der Ladenschlußzeit; a 
10) Einführung im vaargcbiet der Be 


Stimmungen des 
am 23.Lktober 1924 unterzeichneten Intematio- 


nalen Übereinkommens über den BEisenbahnfracht- 
verkehr; 


123 nsaßhrung im Saargebiet der Peahimmungen des 
am 28. Oktober 192 unterzeichneten Internationa- 
en Übereinkommens über den Bisenbahn-, Personen- 
und Vepäckverkehr: 
12) Inkrafttreten der am 28. Au 


| gust 1924 in Stockholm 
unterzeichneten Weltpostv 


ereinsverträge. 


sitzender: Wir kommen zunächst zu den Funkten ] & 2 











&) ‚oderung des Versicherungs-Gesctzes für An estell- i 
e un Ber, Vu ld, ji 
b) Berechnung der Invalidenrente, wenn der En fänger 2; 





Seinen Nohnsitz im Saargebiet aufeibt. n; 


Das Wort hierzu hat der Berichterstatter, Abgeordneter a 
Karius, der gleichzeitig den Standpunkt der Zentrumspartei "R 


vertreten wird. 
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zu den Vorlagen betr. Berechnung der Invalidenrente, wenn der 
Empängsr seinen Wohnsitz im Saargsbict aufgibt und des Entwur- 
tes betr. Aenderunge des YV.,G.A. (Versichsrungsgesstz für Ange- 
stellte) und R.V.C. (Reichsversicherungsordnung). 


— re 


‚Berichterstatter: Abgeordneter Karius . 


Bei der l. lesung der beiden Vorlagen glaubte die Kommission 
it Rücksicht auf die Notwendigkeit schneller Aufbesserung der Bezü- 
> aus der Angestelltenversicherung dem Landesrat folgenden Antrag 


r Annahme zu unterbreiten: 


Die Regierungszommission wolle vorbehaltlich endgültiger 
gesetzlicher Regelung nit Wirkung vom l. Januar 1928 zu jeder 
ente eine monatliche Teuerungszulage von 100.- Franken gewäh- | 
ren. Die Bezüge der Titwen und Waisen sind im Verhältnis zu den #® 
Renten entsprechend abzustufen. " ! 
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| Der Landesrat stimmts dem Antrag einstimmig zu. Dagegen 
iubte nach eincr Auskunft dos Herrn Staatskommissars in der Kommis- 
onsitzung vom 31. Juli ds. Jrs. die Leitung der Abteilung Sozial- 
rsicherung aen Antrag an dis Regierungskommission nicht befürwor- 
Ind weiswergsben zu können, weil gegen eine ähnliche Absicht, ohne 
ragen des Landesrates cine vorläufige Verordnung zu erlassen, Bin- 
much erhoben worden sei. 


ya Prog 







Die Kommission sah sich daher gezwungen, die Vorlage zu er- 
digen und sie dem Landesrat nebst Gen Abänderungsvorschlägen zur 
Dahme zu empfshlen.. Asınlich wie dei der Verabschiedung des Knapp- 
Nalısgesetzes Jeirachtet Gie Kommission Jiese Aenderungen aber nur 
8 vorläufige. Die Kommission ist der Ansicht, daß die Verhältnisse 
? dem gesamten Gehicte der Sczialversicherung des Saargebietes so 


nicht 
Ef 5 


| I 
iur 
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icht weiterhin bestehen bleiben können. So betragen die gegenwärtigen || 
7 . r . N 
istungen aus der Angestelltenversicherung “umden 4. Tsil derjenigen, 7 


‘a 
'M 

u | 
v 


i6 nach der neuen Aenderung des V.G.A» im übrigen Deutschland be- 
ohlt werden. Aetnlich sicht es auf allen Gebisten der Sozialvorsi- ı 
herung sus. 

"onn es möglich ist, den Krisgsbeschädigten und don Hinter- ' 
liebenen verstorbener Kriegsteilnehmer dic gleichen Leistungen im 


sargebiet zu gewähren, wie sie das R.V.G. (Reichsversorgungsgesetz) 





ir das übrige Deutschlenä vorsicht, muss 1is gleiche Möglichkeit 1 
vch für alle Leistunger aus der Sozialversicherung bestehen. N 
Der Landesrat, der sich noch nie mit der Gründung besonderer } 
fersicherungsträger im Saargebiet abgefunden hat und dieselben nicht | 
ur als für die Versicherten Schaden bringend, sondern auch auf Grund f 
los Tertrages von Versailles nicht als notwendig erachtet hat, bean- i 
ragte wiederholt den Rückauschluss der Vsrsicherungsträger des Sa T- 


rebietes an diejenigen des deutschen Reiches, mit der Maßgabe, daß im 


SIYAA9T ay35! yd 24 ua” uay2n41G4005 H 7 | 


jaargebist dieselben Leistungen gewährt werden, wie sie im übrigen l 
Dautschland zur Auszahlung kommen. 


Die Kommission glaubt, dem Landesrat folgenden Antrag zur 


Beschlussfassung zu unterbreiten: 


Der Landesrat ersucht die deutsche Regierung und dis Regis- 
rungskommission des Saargekietos unter Hinweis auf den $ 24 
Absatz 2 der 3estiumun 2 des Vertrages von Versailles über das 
Saargebist, der beide Regierungen verpflichtet, alle Rechte der 
Versicherton des Saargebiotes aus der Sozialvsrsicherun aufrecht 

zu erhalten und zu schützen, möglichst bald in Verhandlungen | 
über den Rückanschluss der Versichsrungsträger des Sarrgebietes 
an diejenigen des übrigen Deutschlanäs einzutreten, damit im 
Saargebiet die gleicher leistungen, wie im ührigen Deutschland 
gezahlt werden. " 


Die Notwendigkeit siner einheitlichen Regelung auf sem 


4 9 PYoZ 


gesamten Gebiete der Sozialversicherung für das Saargebist ergibt 


sich auch aus dem Gesetzwirrwarr der gegenwärtig im Saargebiet besteht 


ve 
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je ist selbst dem Fachmann au: dem Gebiete dsr Sozialversicherung 
icht zur möglich, einwandfrei feststellen zu können, welche Teile 
ier Sozial versicherungsgesetzs im Saargebiet gelten und welche nicht 
gelten. So würde z.B. durch Verordnung vom 19. Mai 1923 wit "irkung 
‚om l- Juli 1923 das Gesotz über Aenderung des V.G.A. und R.V.G. vom 
», November 1922 das Gesetz vom 20. Dezember 1911teil-siss außer 
raft gesetzt. Dabei wurden Gesetzesbestimmungen außer Kraft gosetzt, 
Im denen man später Ausführungsbestimmungen erließ . Der neue Int- 9 
mrf stellt sine Vermischung des Gesetzes vom 20.Dezember 1911, 22. 
jovember 1922 und 24. Mai 1924 dar. Es ist ausgeschlossen, daß sich 


lie Personan, die auf dem Gebiete der Sozialversicherung zu arbeiten 





haben, weiterhin eingehend zurechtfinden können. 

| Im einzelnen bringt die Vorlage über Aenderung des V.G.A. 
|iie Bestimmungen über die Tanderversicherung, d.& das Verhältnis 
| der Angestolltenversicherung zur Reichsversicherungsordnung und umgo- | 
| kehrt, dis bereits in dem Gesetz vom 22. November 1922 enthalten waren! 
ber im Saargebiet s. Zt. nicht übernommen worden sind. 


Bei der Umstellung der Beiträge und leistungen der Sozialver- | 


Tr TEE III SELECT 


sicherung auf den Franken aml. Juli 1923 wurde die Vorsicherungsgronz] 

inder Angostelltenversicherung auf 12000.- Franken festgesetzt. Die | 

lorlags sieht eine Erhöhung derselben auf 15000.- Franken vor. Die | 
i lomission schlägt den Betrag von 24000.- Franken vor. Im übrigen 
Meutschland beträgt au 1. Mai ds. Jrs. die-Versicherungsgrenze in der 
KV. (Angestelltenversicherung) 6000.- Mark = 30000.-Franken jährlich 


| tach dem gegenwärtigen Stande des Franken. 


u 


: 


Anstelle der bisherigen 12 Klassen in der AV. zur Errechnung 
der Beiträge und Leistungen sieht der Entwurf 6 Klassen vor. Es wird 
beantragt, 3 Klassen einzufügen und dio Beiträge entspröchend zu ge- | | 
| stalten. Der Höchstbeitrag soll 70.- Franken monatlich betragen. | 
Gegenwärtig beträgt er im übrigen Deutschland 12.- Mark= 60.- Franken, | 
soll aber ab 1. Soptember nach weiterer Erhöhung der Leistungen aus 


der Angestolltsnversicherung auf 20.- Mark = 100.- Franken 


monatlich > 
| Rn 
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a 


lich erhöht werden. 

In der Bemessung der Zeistungnn sieht dsr Entwurf die Gowäh- 
einor jährlichen Teusrungszulsge von 1200.- Franken zu den Grund- 
on vor. Dis Grundrente beträgt in Franken dis gleiche Summo, 
die Rente durch das Gesetz vom 20. 12. 1911 in Goldmark festzesstzt 

Dis Kommission beantragt bis zur endgültigen gesctzlichen Regelung 
euerungszulagse auf 200.-Franksn monatlich und ziar mit Rückwirkung 
l. Januar ds. Jrs. zu zahlen. Finanzielle Bedenken stehen nach 
ossung der Kommissiom dem Antrag nicht entgegen, sil der Entwurf 


Rücksicht auf die hohen Rücklagen soger eine Ermäßigung der Bei- 


e vorsieht. Dann wird beantragt, dsn Ruhsgehaltsempfängern, dio 







versorgungsberechtigte Kinder untor 18 Jahren haben, eine Kinder- 
pe von 30.- Franken monatlich = 260.- Franken jährlich zu gewähren. 
er soll die litnenrente von 50 auf 60 vom Fundert erhöht und die 
enrents auf 20 vom Hundert des Ruhegehaltos des verstorbenen Ernäh- 
festgesetzt werden. Dis bisherigen Bestimmungen, daß die "itvwen- 
Haisen-Bezüge zusammen das Ruhsgehalt des Mannes nicht überstei- 
dürfen, soll aufgehoben werden. Im übrigen wird auf die einzelnen 
derungsanträge verwi3sen. 

Der Entwurf über dig Verordnung betr. Berechnung der Inva- 
nrentc, wenn der Impfänger seinen \ohnsitz im Saargebict aufgibt, 


in der vorliegendan Tassung zur Annahms ampfohlen. 
& 


gez. Karius, 


M.d.Ll. 
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KOMMISSTONS-uNT WI URF 
zur 


Verordnung 


betr. Aenderung des Vorsichorungsgesetzes für 
Angestellte und der Reichsversicherungs- 


ordnung. 


Gemäß $$ 19 und 23 der Anlags zu Abschnitt IV, Teil 3, des 
Friedensvertrages von \ersni llos, 

nach Anhörung Ger nen} Vort: eter a rlikarung und 
gemäß ihrer Entscheidung vom. 


verordnet die Regierungskommission was folgt: 


A. Aenderun des Versichsrunesgesetzes für Angestellte in , 
der Fassung ds r Terordnung gr 18. Mei 1923 betr. 


Umstellung dan Mstaivere icherung in Francs (Amtsblatt 
Seite 122, \r. 3 Eh 2 


Versicherungspflicht, Leistungsn und Beiträgs. 


Artikel 5 


We em MMMEEEE ge 


Im 8 1 Abs. 2 des V.G.£.A. werden die Torten zwölftausend 
Frances" ersetzt dürch dis Torte: " vierundzwanzigtausend Frances." 


— 


| In der Verordnung vom 22. Mei 1923 ; (ir, 13 Seite 118 
Amtsblatt) ist auf der zweiten Hälfte PL. uschuß- und Ersatz- 
kassen" hinter Ziffer 51 einzusetzen: " Mit Ausnahme der 88 387, 


363 und 389. 


Der 8 15 des V.G.f.A, erhält folgende Fassung: 


des Tahresarheitsvsrdienstss werden für 


ES Nach der Höhe 
olgende Gehaltsklassen gebildet: 


pe Versicherten # 
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. monatlich jährlich_ | 
usse I bis 200 2400.- Fres. 
Il von 200. bi 400.- 2400 bis 4800.- Frcs. 
Bell “ 400 " B00.- 4800 Tele..." 
Ba" SOO " 900 .- Tau). 10800 ,- 
en * 300: ı*" 1200:- 10800  " 14400.—  " 
By * Le) 1500.= ° 14400 N" 18000.-  " 
BNll" Ind) © 1800.- 18000  " 21600.-  " 
# -V1Illäb 1300.- 2600 


Artikel il 


m mu m rm a Me u 


Der $ 27 des V.G.f.A. wird gestrichen. 
Artikel Illa- 


— | BE u —— 


Die 88 54 und 55 des Versichsrungsgesetzes für Angestellte in 
r Fassung vom Mai 1924 werden übernommen. 


Artikel IV. 


Hinter $ 56 des V.G.f.A. wird folgender $ 56 a eingefügt: 
56 a 










" Zu dem Ruhegeld ( _$$ 55, 56) wird bis auf weiteres eine 
werungszulage von jährlich 2400,-Fres. gewährt. Diese TOBorung - 
lage erhalten alle Berechtigten, für die die Leistungen bereits 
Istgesetzt sind oder noch festgesetzt werden. 


ArtikelV: 


Der $ 57 erhält foigende Fassung 


" Dis Titwen-& Hitwerrente beträgt 3/5 des Ruhegeldes und 
ir Steigerungssätze, welche der Ernährer zur Zeit ssinss Todes bezo 
n hat oner bei Berufsunfähigkeit bezogen hätte . 

Taisen erhalten ;e 5/10 des nach 856 a zu berschnenden Huhe- 
ldes einschließlich der Tousrungszulags." 


Artikel Vb. 


ee 


® Zu & 29 des Gesetze von 1911 wird 3 33 des Cosetzes vom 
Bß. Mei 19?4 übernommen. 


Artikel VI 


Ans apa wa Ti ei rg a ER een u A 


Der 8 173 das V.G.f.A. erhält folgende Fassung: 


173 
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Der Monatsbeitrag beträgt bis auf weiteres: 
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Artikol Yil, 


(Fassung der Regierungsvorlage) 
Der $ 173 Abs. 2 des V.G.f.A. wird gestrichen. 
Artikel VIII 


men tm mm nn nn DEE m mn un u no 


‚= " Eine freiwillige Versicherung ist im Allgemeinen nicht unter | 
Iderjenigen Gehaltsklassen zulässig, dis dem Durchschnitt der letzten | 
Isechs Pflichtbeiträge entspricht, oder am nächsten kommt. Jedoch | 
kann die Anstalt von Fall zu Fall und auf Antrag des Versicherten 
rien, daß die Beiträge einer niedrigen Gehaltsklasse verwandt 
'serden. 
| Dem Antrag muß stattgegeben werden, wenn der Versicherte nach- 
meist, daß die von ihm beantragts Gehaltsklasse seinem Einkommen 
entspricht." 


a lubnun vepeqmeg 47 


Artikel IX a 
7: Die beim Inkraftreten dieser Verordnung noch nicht festgesetz-.] 
Iten Leistungen werden entsprechend den entrichteten Beiträgen wie | 
[folgt berschnet: 


ET 


| 1) für die vor dem 1. August 1921 entrichteten Narl- beiträge 
Berechnung der Leistungen nach _$ 55 des V.G.f.A. und Bewertung dos 
irsebnisses auf der Grundlage IM = 1. 25 Fres. 


+ 


= 2) für die in der Zeit vom 1. August 1921 bis 31. Mai 1923 | 
entrichteten Markrbeiträge Gewährung eines Pauschbetrages von 120.- 
| res. jährlich; | 1 
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ur 
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| 3) für die vom Wuni 1923 ab entrichteten Frankenbeiträge Be- 
khnung der Leistungen nach $ 55 des V.G.f.A. 


Der Artikel II des Erlasses Nr. 22 vom 20. Dezember 1923 
Iıtsblatt vom 8. Januar 1924 Seite 7) und die Artikel XXVI bis | 
li der Verordnung Nr. 362 vom 18. Mai 1923 betr. Umstellun | 
a raentobe rung in Frances (Amtsbl. Seite 119) kommen ın | 
fall. | 
II. Rechtsfähigkeit und Aufsicht. 
Artikel X 
(Fassung der Regierungsvorlage) 
Der $ 97 des V.G.f.A, erhält folgende Fassung: 
$ 97. 

" Die Versicherungsanstalt für Angestellte des Saarge- 

tes ist rechtsfähig. Sie ist eine öffentliche Behörde. 
er Regierungskomissar für Sozi.lversicherung übt 

ıter Mitwirkung des Landesversicherungsamtes die Aufsicht über die 
Iıstalt aus. * 
Ill. Wanderversicherung. 


Artikel XI. 
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(Fassung der Regierungsvorlage) | 


u 8 24 des VeG.f.A. wird folgender $ 24 a einge- 
üet: | 


$ 24a 
" Hat ein Versicherter Beiträge zur Angestelltenversi- 
Bang uns zur EA IRERACRBrUng entrichtst (Nanderversicherter) 
ud ist die Nartezeit für das Ruhegeld der Angsstelltenversicherung 
füllt und die Anwartschaft nicht erloschen, so werden ihm nur die 
kistungen der ne zuzüglich des Steigerungs- 
ktrages der Invalidenversicherung ($ 55 a) gewährt, auch wenn er 
ie Voraussetzungen für die as der Invalidenrente erfüllt hat. 
Den Hinterbliebenen des "Tanderversicherten werden, 
kon die Tartezeit für die Hinterbliebenenrenten der Angestelltenver- 
icherung erfüllt und dio Anwartschaft nicht erloschen ist, nur die 
kistungen der Angestelltenversicherung zuzüglich des Steigerungsbe- 
Iirages der Invalidenversicherung (8553, 57 ) gewährt, auch wenn die 
joraussetzungen für die Gewährung der Hinterbliebenenrente der In- | 
Mlidenversicherung erfüllt sind. Im Falle des $ 35 a Satz I steht | 
in Hinterbliebenen dr Anspruch auf die Hinterbliebenenrente der I: 
| 


KIRE 


4 





Invalidenversicherung 
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als 


walidenversicherung zu, wenn deren Voraussetzungen erfüllt sind. 
Näheres über di@e Durchführung dieser Vorschriften kann der | 
gierungskommissar für Sozialversicherung bestimmen. " | 


Artikel XII 
(Fassung dor Regierungsvorlage) 
Hinter $ 35 des V.G.f.A. wird folgender $ 35a eingefügt: 


$ Ss 


" Die Hinterbliebenen haben keinen Anapmnah auf Rente, wenn 
har verstorbene Ernährer erst nach dem Eintritt der Berufsunfähig- 
kit geheiratet hat, und der Tod imnerhalb der ersten drei Jahre 
ir Ehe eingetreten ist. Die Versicherungsanstalt für Angestellte 
rer esonderen Umständen auch dann Hinterbliebenenrente ge- 
mhren. " 






Artikel XIII 


— nnd Den dt m in re mn we DD m 


(Fassung der Regierungsvorlage) 
Hinter $ 55 des V.G.f.A. werden folgende $$ 55a und b eingefügt 
$ 5994 | 
"Hat der Versicherte nach Festsetzung des Ruhegeldes Beiträge 
Bali denvernicherung entrichtet, so ist, wenn er invalide 
[in Sinne des $ 1255 der R.V.O. wird, sein Ruhegeld durch Bescheid 
ir Versicherungsanstalt für Angestellte nach 3 24 a zu ergänzen. & 


8.55 b 


ee ulurleuns ve g7 


" bie Träger der Invalidenversicherun srstatten der Versichsrungs- 
mstalt für Angestellte die von ihr rien Steigsrungsbetrage | 
isch naherer Bestimmung des Regierungskommissionars für Sozial- | 
wrsicherung." | 


Artikel XV 


( Fassung der Regierungsvorlage) 


eis der ibe: 3 und 4 im & 193 des V.G.£.4. tritt 
iolsender Absatz 3: | 


y por 


- 


"Handelt es sich um dieZugchörigkeitzur Angestallten- oder 
Invalidenversicherung, so ist im Verfahren der Angestelltenversi- 
cherung zu entscheiden, und zwar auch über dieZugehörigkeit zur 
Be enversicherung; Dis Entscheidung ist für beide Versicherungs- 

I meive bindend. Den betsiligten Versicherungsträgern ist Golegen- 
| heit zur Aeußerung zu geben. Sie können Rec tsmittel einlegen und 
den Abgabeantrag nach Abs. 2 stelleh." 


IV. .Ueberrangsbestimnmungen. | 


> 
In 








IV. Vebergangsbestimmungen. 
Artikel MI. 


Sind Invaliden- oder Hinterbliebenenrenten aus der Invaliden- 
„rsicherung vor Inkraftreten dieser Verordnung bereits rechtskräf- 
ig festgesetzt, und schwebt zu diesem Zeitpunkt ein Verfahren 
itor einen Anspruch auf Ruhegeld oder Hinterbliebenrenten der An- 
Instelltenversicherung oder wird nach dieser Zeitpunkt ein sol- 
Ihor Anspruch geltend gemacht, so erhält der Berechtigte bei An- 
rkennung dieses Anspruchs die im $ 1254 a der R.V.O. vorgesehenen 
Ikistungen. | 


Artikel XVII. 


DT u u u u u u — 
(Fassung der Regierungsvorlage.) 


| Denjenigen Angestellten, i: früher aufgrund des 5 1 Abs. 2 
tes V.G.1.A. in der Tan YORE der Verordnung vom 18. Mai 1923 

tetr. Umstellung der Sozia ehe in Frances versicherungspflich-' 
ltig gewesen sind , infolge Veberschreitens der Versicherungsgrenze 

ber aus der Versicherung ausgeschieden sind und jetzt De Home des 
fi der vorliegenden Verordnung wieder versicherungspflichtig werden 
erden, sofern sie sich nicht PERLE weiter versichert haben, 

ie vor ihrem letzten Ausscheiden aus der Versicherungspflicht ge- 
kisteten Beiträge zur Erfüllung der Anwartschaft und Berechnung der 
kistungen mit angerechnet. 


Artikel XVlla 
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Der $ 78 des V.G-.f.A. in der Fassung vom Mai 1924 wird 
ibernommen. 


j 
! 
| 
I 


B. Aenderung der Reichsversicherungsordnungs 
I. Nanderversicherung. 


Artikel XVIIlI. 


— mt m Den ED In m —— 0 


en en eg nn ne 


" PuZ 


Hinter $ 1254 wird folgender $ 1254 a eingefügt : 
$ 1254 a 


" Hat ein Versicherter Bo Lt ri zur Invalidenversicherung 
| 


ind zur Angestelltenversicherung entrichtet (Tanderversicherter 

und ist die Wartezeit für das Ruhegeld der Angestelltenversicherung 
erfüllt und die Anwartschaft nicht erloschen, so werden ihm nur die 
eistungen der en zuzüglich des N in 
betrages der Invalidenversicherung ($ 95 a des A.V.G. gewährt, auch 
venn er die Voraussetzungen für die Gewährung der Inva idenrenten 
erfüllt hat. | 

| Den Hinterbliebenen des Wanderversicherten werden, wenn 

| die jartezeit für die Hinterbliensnenrenten der au eg ge | 
| cherung erfüllt und die Anwartschaft nicht erloschen ist, mur die 


kistungen der Angestelltenversicherung zuzüglich des | 


Steigerungsbetrages 











iBigerungsbatragss der Invalidenversicherung ($$ 55 a 57 des A.V.G. 
emährt, auch wenn die Vorausstzungen für die Gewährung der Hinter- 
Niebenenrenten der Invalidenversicherung erfüllt sind. In Falle 
its $ 35 a Satz 1 des A.V.i« steht den Hinterbliebensn der Anspruch 
„f die Hinterblisbenenrente der Invalidenversicherung zu, wenn de- 
son Vorausetzugen erfüllt sind. 
Näheres über die Durchführung dieser Vorschriften kann der 

logierungskommissar für Sozialversicherung im Einvernehmen mit den 
krsicherungsträgern bestimmen. 


Artikel XR. 


us wu il u Yen ah beten mn ar nd US nn rn Gm WR en 


( Fassung der Regierungsvorlage) 
Hinter $ 1278 wird folgender $ 1278 a eingefügt: 
$ 1278 a 
" Ist die Tartezeit in der Angestelltenversicherung nicht 
füllt, so stehen für dic Wartezeit der Invalidsnversicherüng die 
sntrichteten Beiträgs zur Angestelltenversicherung, sie müs- 
sen jedoch solche volle Kalenderwochen umfassen, dio nicht als Bei- 


traesvochen auf die "Tartezeit der Invalidenversicherung angerechnet 
inerden. " 


Artikel X. 


u. u rw WET | en 


(Fassun- der Regierungsvorlag®e) 


Der $ 1280 Abs. 2 erhält folgenden Zusatz: 


| " Dabei stehen den Beitragsmarken solchs volle Kalender- 
wochen gleich, die durch entrichtste Beiträgs zur Angestelltenversi« 
| cherung gedeckt sind. 


Artikel XXI. 


m mn nn me m nd wur mei Demi Ga und er a ae 


(Fassung der Regierungsvorlage.) 
Der $ 1281 erhält folgende Fassung: 
s 1281 
Als Wochenbeiträge im Sinne des $ 1280 Abs. 1 zählen auch 
1) Krankheitszeiten ($$ 1393, 1394) 
2) Zeiten in denen Beiträge zur Angestelltenversi- 


cherung entrichtet sind, soweit die Zeiten nicht dureh Beitragswo- 
chen zur Invalidenversicherung gedeckt sind. 


3) Zeiten ohne versicherungep? A0hEAE9 Beschäftigung 
während deren der Anwärter oder Verstorbene Invaliden- oder Alters- 
tente aus einer Kasse oder einer Sonderanstalt der in den 8 1321, 
1260 bezeichneten Art oder eine Invalidenpension aus einer 


Mmappschaftlichen Kasse ge Das Gleiche gilt für Zeiten aus Anlaß # 
i 


eines Unfalles oder einer militärischen Dienstbeschädigung von min- 


destens //5 dar Vollrente bezogen hatte. 
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4) Zeiten, während deren Ruhogeld aus der Angestelltenversi- 
cherung bezogen wird, ohne daß eine invalidenversicherungspflichti- 
ge Beschäftigung ausgeübt wird. 


Artikel XXII. j 
BR der ee rav lage ) 
Dem $ 1283 wird folgender Abs. 4 angefügt: 


" Den kogerie rnden und Beitragswochen iu Sinne die 
ser Vorschriften stehen volle Beitragswochen gleich, die durch ent- 
richtete Beiträge zur un Er ie Rang und nicht auch nach 
den Vorschriften der Invalidenversicherung gedeckt sind. 

= enrersicherung für Zeiten vor dem l. Juni 1923 nur ange- 
rechnet, wenn zwischen dem Erlöschen dor Anwartschaft und dem Be- 
ginn der Beitragsentrichtung zur Angestelltenversicherung ein Zeit- 
raum von nicht mehr als 2 Jahren liegt. " 


Il. Verteilung und Erstattung der Versicherungslei- 
stungen. Äbführung der Beiträge an die Post. 


F 
- 


Artikel WIII. 


men urn Dim mn (me rm nme pen mi Guimm U) pm a mn Te 


(Fassung der Regierungsvorlage) 





Der $ 1405 erhält folgenden Wortlaut: l 
$ 1405 
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" Binnen acht Wochen nach Ablauf jedes Geschäftsjahres | 
teilt die Oberpostdircktion des Saargebietes dem Landesversicherungs-! 
Amtes in Saarlouis die Beträge mit, die auf Anweisung der Versiche- | 
rungsanatalten im abgelaufenen Geschäfts}.ahr gezahlt sind. Die Zah- ) 
lungen werden, soweit sie nicht dem Saargebist zur last fallen, | 
von. den Versicherungsträgern nach Maßgabe der von ihnen der Ober- | 
postdirektion gegebenen Zahlungsansoisungen zurückerstattet. " 





WIE 





III. Uebergangs- und Schlußdbestimmungen. 


Artikel XXIV. | 

(Fassung der BORLAFTDERTOE las ») i 

Sind Ruhegeld oder Hinterblizbenenrönten aus der Angestellten- 
a aozung vor Inkrafttreten dieser Verordnung bereits rechts- “ 
kräftig festgesetzt, und schwebt zu dissem Zeitpunkt ein Verfahren 


& 


über 


>> 
In 












inen Anspruch aus der Invalidenvsrsicherung, oder wird nach diose 
nn ein solcher Anspruch geltend Bamnaht, so srhält I 
iete bei Anerkennung dieses Anspruchss dis im 3 24a des V.G.f.A. ; 
mgesehenen leistungen, | 


Artikel XWV 


(Fassung der Regierungsvorlage) 
Diese Verordnung tritt mit dem ....... FERETRTT in Kraft. 
Saarbrücken, den 1925. 
Im Namen der Regierungskomnmission. 


Der Präsident: 


Staatsrat. " 


ee vopoposg 7 


Ä Ich darf auf den schriftlich vorgelegten Bericht 
verweisen. Der Grund, warum die Sitzung für heute einberufen 
wurde, ist der, daß in der letzten »itzung bekanntlich be- 
schlossen wurde, die Ropierungskommis530n zu ersuchen, zur 
Angestelltenrente eine leuerungszulage von 100.-Franken zu 
gewähren. Das lehnte die Abteilung für Sozialversicherung 
ab mit der Begründung, daß sie einen ähnlichen KOrBERLaE vor 
einiger Zeit den Angestelltenorganisationen unterbreitet habe 
und als Antwort gesagt worden sei,daß die Abteilung für Sozi- 
Biversicherung keine Verordnung erlassen sollte,bevor der 
landesrat nicht gehört sei. Ich kann auf die Abänderungsan- 
träge verweisen, die ich nicht weiter zu erläutern brauche. 
Die Versicherungspflichtgrenze betrug 12.000.-Franken. Der 
Entwurf sieht eine Erhöhung auf 19. 00.-Franken vor. Die 

mmission verlangt aber eine Grenze von 24.000.-Franken. Im | 

ich beträgt die Grenze 6000.-Goldmark. Es ist notwendig, j 
daß die Versicherungsgrenzen ım Saargebiet mit derjenigen ım 
Reich gleichgestellt wird, um die Freizügigkeit zu garantie- | 
ren. Dann wird vorgeschlagen, anstatt 100.-Franken = 200. - | 
Franken monat!ich an Teuerungszulage zu gewähren. Im übrigen 
ser einzelnen Anträge aus dem vorliegenden Bericht zu 
ersehen. 


W PuoZ 
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Dann wurde in der letzten Kommissionssitzung Aus- | 

kunft verlangt über die Höhe der Zahl der Ruhegehaltsempfänger. | 

uch hier liegt eine in letzter stunde Re ene Auskunf | 

vor und ist der letzten Niederschrift vom S1l.7. 925 angeheftet. 

Ich kann deshalb darauf verzichten, weiter darauf umeenen. 
i 


Grundsätzlic ı > 
In 





-- Er Bo 


Grundsätzlich habe ich namens meiner Fraktion zu 
sagen, daß wir noch einmal beantragt haben, daß die Regierungs- 
ommission mit der deutschen ren. gemeinsam die Interes- 

sen der Versicherten wahrnimmt und daß ein Rückanschluß der 
Versicherungsträger des Saargebietes an die deutschen Ver- 
sicherungsträger erfolgt. Die Abtrennung der TO raAoBs Fuge des 
Saazgebietes erfolgte, ohne uns zu fragen. Meine Herren!Wenn 
die Kriegsrentenempfänger heute im Saargebiet die gleichen Be- 
züge wie drüben erhalten, muß es auch möglich sein, dasselbe 
für die Sozialrent:nerrfänger zu tun. Wenn die lasten für die 
Renten auf das ganze deutsche Reich verteilt werden, 
brauchen wir nicht die Beiträge zu zahlen,die zur Erlangung 
der gleichen leistungen gegenwärtig ım Saargebiet gezahlt 
werden. Der Abbau der Versicherungsträger im Saargebiet würde 
in sich schließen, daß alle anderen Instanzen abgebaut würden. 
Das landesversicherungsamt in Saarlouis ist wirklich überflüs- 
sig. Ich glaube nicht, daß das Amt im ganzen Jahre 100 Spruch- 
sachen zu erlegen hat. Dabei betragen die Ausgaben Tür 

das Amt pro Jahr 200.816.-Franken, dem als kinnahme ganze 50.- 
Franken gegenüber stehen. Jedes Urteil, das das Amt als 
Spruchinstanz fällt, kommt auf mindestens 1000.-Franken.Dazu 
kommt noch das SR 105 eine Art Versicherungsinstanz, 
sodaß beim Rückanschluß an die deutschen Versicherungsträger 
große Summen erspart werden können. Fs wurde ferner darauf hin- 
gewiesen, daß die Gesetzgebung des Daargebietes so verworren 
ıst,daß sich kein Nensch mehr zurecht findet. Ich kann noch da- 


rauf hinweisen,daß die Angestelltenversicherung für das Saar- 
gebiet 3 ea Sg gund lagen erhält und zwar das Gesetz von 1911 
von November 1922 und vom Mai 1924. Vias im Saargebiet Geltung 


hat, ist selbst vom Fachmann schwer herauszufinden. Nit der 
Reichsversicherungsordnung ist es genau so. Dann wurde einge- 
wendet, daß die Goldgrundlage für die Versicherungen fehlen 
würde. Es ist zweifellos möglich, eine feste Grundlage zu fin- 
den. Meine Herren! Ich ge e, daß der Herr Staatskommissar 

in der lage ist, Auskunft zu geben, ob man bald dazu übergeht, 
die Vermögen der Versicherungsträger wertbeständig anzulegen. 


\Zuruf des Staatskommissars: Ich habe keinen Auftrag 
bekommen !;, 


In der Kommission wurde gesagt, daß die Abteilung für Sozial- 
versicherung eine Vorlage in der ur der wertbeständigen 
Anlegung der Rücklagen unterbreitet habe, jedoch ist noch kei- 
ne Antwort eingegangen. Es ist mir bekannt, daß einzelne Ver- 
sicherungsträger ihr Geld stillschweigend wertbeständig anle- 
gen wollten, was ihnen aber von der Aufsichtsbehörde untersagt 
‚worden ı1st. ‘ 

Dann ist zu begrüßen, daß die Wancerversicherung 
eingeführt wird. Die Freizügigkeit der Versicherten dieser 
Wanderversicherung bringt ja ebenso einen Nachteil,als die 
Auszahlung der Bezüge verkürzt ausgezahlt vir:. s ist aber 
insofern ein Vorteil, weil die Wartezeit abgezürzt wird. In 
der ESF LER te tal ehe fing sind nach den neweren Äbänderungen 
die Verhältnisse. so zeregelt, daß auch die a_sen Beiträge bis 

zum 3l.Juli 1923 auıgewertet werden. | 
| Der Grundbetrag ist von 360.-Goldrark auf 480.- 
Goldmark erhöht worden,sodaß für diejeniger, die bis l.Jamuar 
1924 bei der Reichsversicheringesanstäalt vor Anfang an versichert 


v waren 
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waren, bei einem Umrechnungskurs von 5 Fapierfranken gleich 
1 Goldmark folgende Sätze herauskommen: 


in Klasse F 583.- Reichsmark 
N » (7 68 1 


a re 


das macht in Franken umgerechnet in 


Klasse N 2 319.- Franken 


ı 3 480.- 
en 
a 0 NOS 


Dagegen wird im Saargebiet die Höchstgrenze von 7 bis 800.- 
Franken pro Jahr nicht überschritten. Man sieht daraus,meine 1 
Herren, daß die in dem AnErüge vorßonchene Erhöhung der lTeuerungs- 7 
zulage auf 200.-Franken monatlich vollauf berechtigt ist. Es j 
wird wohl eingewandt werden können, daß dadurch eine wirtschaft- 
liche Belastung eingetreten, die schwer tragbar sei. Ich glaube 
aber, meine Herren, wenn die deutsche Wirtschaft diese Sätze 
tragen kann und tragen wird, dann muß es auch für das Ssar- 
möglich sein, und vor allem wird es dann möglich sein, 
wenn die Belastung daraus ee } über das ganze Deutsche 
Reich verteilt wird. Es ist dann noch die Frage der Zusammen- 
arbeit zwischen der deutschen ee rung und der Regierungskon- 
mission zu erörtern. Das Saarstatut will, daß beide Regierungen 
die Interessen der Versicherten wahren und schützen. Die Abtren- 
nung der Versicherungsträger ist damals erfolgt, weil die Re- 
gierungskommission und die Bergwerksdirektion aus sich heraus 
schon einen Teil der Versicherungen abgetrennt hatten. _ 

. Wenn wir erneut ein festes Zusammenarbeiten zwischen 
der Regierungskommission und der deutschen Regierung wünschen, 
‚so ist vor allem erforderlich, daß man die politischen Momente 
ausschaltet. Die Regierungskommission hat damals aus politischen 
Gründen auf die Abtrennung hingewirkt ‚was sie in einem Bericht 
nach Genf zugab. Ich meine die 5 Jahre Erfahrung müßten der N 
Regierungskommission gezeigt haben, daß sie mit den Abtrennungs- 
bestrebungen politisch keine Geschäfte zugunsten Frankreichs | 
machen kann. Im Gegenteil hat die Abtrennung politisch der ze 
deutschen »ache nichts geschadet, aber auch dem Westen nichts ’ 
genützt. Wir müssen darauf dringen, daß beide Kegierungen sofort. ” 

in Verhandlungen treten über den Rückanschluß der Versicherungs- 
träger an das Deutsche Reich. Verlangen müssen wir auch, daß N 
die politischen Momente ausgeschaltet werden. 
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(Zuruf: Sehr richtig !) 


Hier dürfen nur sozialc und rein wirtschaftliche Fragen maß- I 
-gebend sein. Damit würde auch in Zusammenarbeit mit _der deut- 
Schen Regierung die Frage der WELT TSBSARE IE Grundlage der | 
Versicherungen zu prüfen sein. Aus diesen Gründen hat unsere | 
Partei mit ällem Nachdruck darauf dringen müssen, daß man in | 
Übereinstimmung mit der deutschen Regierung ein NABSBS. I HDRRE, 1 
duren den das Neiterbestehen der Versicherungen garantiert, 


andererseits Ei: 
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andererseits aber auch die Versicherten vor der Geldentwertung | 
geschützt werden: . | | | 
Im übrigen glaube ich, daß mit der Verabschiedung der 
heutigen Vorlage unsere Arbeıt in dieser Hinsicht vollendet ist. ı 


Ich glaube den Wunsch aussprechen zu dürfen, daß man bei den M 
notwendigwerdenden Verhandlungen nicht nur die Vertreter beider i 
Regierungen hinzuziehen wird, sondern daß auch Vertreter des j 
Landesrates und des Reichstages hinzugezogen werden. Denn es hi) 
ist durchaus NEE, daß man den Schwierigkeiten Herr wird, 
amit die Härten der Versicherten beseitigt werden. 
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prsitzender: Das fort hat der Abgsordnete Hoffman! “ 


offmann (S.P.): Meine Herren! Zu den beiden Vorlagen Kabe 
| ich grundsätzlich folgendes zu erklären: 


Die Kommission hat beschlossen -der Herr Karius " 

hat diesen Beschluss in seinem Bericht niedergelegt-, 

"der Tandesrat ersucht die deutsche Regierung und die Re- | 
ierunes-Kommission des Saargıbietes unter Hinweis auf 5 24 | 
Kbs.2 er Bestimmungen des Versailler Vertrages über das i 
Saargebiet, der beide Regierungen verpflichtet, alle Rechte n 
der Versicherten aus der Sozialversicherung aufrecht zu i 
erhalten und zu schützen, möglichst bald in Verhandlungen 
über den Rückanschluss der Versicherungsträger des Däarge- 
bietes an diejenigen des übrigen Deutschlands einzutreten, 
damit im Saarfebiet die gleichen Leistungen wie im übrigen 
Deutschland gezahlt werden." 





b Ich nehme an, daß der Beschluss der Kommission vom 4 
Landesrat a Sets ei Ben wird, damit endlich in dic- 4 
sem Hause das Klagelied, welches über die Sozialversicherung 
bei jeder Gelegenheit angestimmt werden muss, verschwindet. 


j 
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Zu den Vorlagen selbst will ich nicht mehr viel sa- 
en, denn Sie kennen unsere Auffassung, dıe wır bei vielen 


elegenheiten erläutert haben. Ich betone noch eins, daß, r 
nachdem die Regierung des Saargebictes die Geschichte nicht } 
| so ausgebaut hat wıe es notwendig gewesen, sich auch die N 
| deutschen Instanzen mit der Frage eschäftigt haben. | 


D0 
| hat sich der Preußische Landtag mit der Lage der ee | 
—_  rentenempfänger befasst,und der Reichstag hat am 17, Juli ds.Js. 
BE zu der Frage der Sozialversicherung im Saargebiet iiberhaupt 


| Stellung genommen. Der Reichstag nahm folgende Entschlies- ‘ 
| sung an, die ihm vom sozialpolitischen Ausschuss vorgelegt “ 
| wurde : 
R Entschließung,. 

Der Reichstag möge beschließen, die Regierung ; 

zu ersuchen, mit allen ihr zu Gebote stehende 


Mitteln darauf hinzuweisen, daß die Lage der Nen- 
tenempfänger des Saargebietes nach Möglichkeit | 
der der Rentenempfänger im übrigen Reichsgebiet ! 
angepasst wird. " 


Meine Herr Vorredner hat darauf hingewiesen, wie die 
Lage in der Sozialversichsrung überhaupt ist, Mir beziehen 
im Saarg.biet cin Viertel der Buzüge wie im Reich; das 
gilt für die Angestelltenrente. In der Invalidenversiche- 
rung ein Drittel der Bezüge wie im Feich, in der Änapp- 
schaftsversicherung ein Sechstel der Bezüge wie an der Ruhr; 
in der Unfallversicherung noch nicht einmal ein Viertelvon 
dem, was an der Ruhr gewährt wird. Ich verweise auf die [| 
neue Aenderung, die in den letzten Tagen im Keich Platz | 
en, Bat Ich hab&ö ausgerechnct, daß nach der neuen Ja 
egelung in der Invalidenversicherung ein Mitglied, das SÜ 
Jahre aufweist bei einem Kurse 1 M= 5 Fres. und dabei be- | 
rücksichtiet, daß’der Minn 2 Kinder hat, eine monatliche | 
Rente von 33.-Fres. erhält, währenddem der Mann im Saar- 
ebiet 76,50 Fres. erhält. Also der Kentenempfänger im 
eich bezicht mindestens 150.-Pres. mehr. An dieser kurzen 
Darst: llung kann man erschen, wie notwendig der Ausbau der 
Sozialversicherung 
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S»zialversicherung ist und ich betone zum Schluss nochmals, 
ohne auf alle Gesichtspunkte einzugehen, die man anziehen 

könnte, daß der Landesrat sich einmal einstimmig auf den 4 
Standpunkt stellen muss, daß die Sozialversicherung.:des E* 
Saargebietes so ausgebaut werden muss, damit dieselben j 

Beträge, wenigstens prozentual, aus den Löhnen herauskom- 
men, wie sie im übrigen Reiche gewertet werden. | 


Inrsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Reinhard! 


tinhard (K.P.):. Meine Herren! Die Kommunistische Fraktion 

at nur deshalb dem Beschluss zugestimmt, der den Anschluss 
an die deutsche Sozialversicherung wieder verlangt, aus 
politischen Gründen in erster Linie, da das Saargebiet 

ohne weiteres zu Deutschland gehört. Zweitens zugestimmt 
deshalb, damit wir mit der deutschen Arbeiterschalt die 
deutsche Sozialversicherung gemeinsam verbesser . können, 
Das genügt so nicht, Wenn man die Vertreter der übrigen 
Parteien hört, glaubt man, daß in Deutschland in der »0- 
zialversicherung allein Ördnung wärs. Tatsache ist aber,. 
daß gerade auch in Deutschland die Sozialversicherung zur | 
Stärkung der Versicherungsträger und nicht zum Nutzen der | 
Versicherten selbst ausgebaut wurde. Irotzdem müssen wir 
diese Vorlage zum Beschluss erheben und unter diesen Vor- 
behalten haben auch wir diesem Beschluss unsere Zustimmung 
Beerben. Bine andere wichtige Frage, die endlich von der 

egierung aufgegriffen werden muss, ıst folgende: Die 
Reichsversicherungsordnung muss unbedingt eine Abänderung 
erfahren, sowohl hier wie auch im übrigen Deutschländ. Die 
een der Reichsversicherungsordnung müssen da- 
hingehend abgeändert werden, daß auch den Elsass-Lothringern 
ihre Rechte geschützt werden und zwar aus folgenden Gründen: 
Ich will praktische Beweise erbringen. Die Arbeiter, die 
heute in Lothringen arbeiten und aus dem Saargebiet oder 
aus dem benachbarten Rheinland sind, sind verpflichtet, 
ihre Versicherungsbeiträge nach Straßburg zu entrichten, 
Nun ist vor einigen Tagen in Trier der Beschluss gefasst 
worden, daß diese Beträge, die in Lothringen geklebt wer- 
Ben, nicht die Anwartschaft der früher geklebten Marken 
erhalten. Es geht nicht an, daß die früher Versicherten 
Sich nach Stra Due wenden müssen. Das ist ein Unding und 
ist auf die schnellste Art zu beseitigen. 
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| Die Regierung ersuchen wir, uns eine Gesetzesvor- 
lage vorzulegen; die die Abänderung dieser Punkte betrifft. 
| Gleichzeitig richten wir von hier aus an die Deutsche He- 
| Pr* Fung die Forderung, auch in Deutschland die diesbezüg- 
ichen Bestimmungen zu ©: .ern,damit den Leuten ihra frühe- 
ren Vorteile aus den ZU - 25 Jahre lang der Marken 
nicht verloren gehen und dadurch arme Nitwen und laisen 
der Armut und dem _lend Bee ben werden. Wir haben 
diese Forderung schon mehrmals za rege run und hoffen, 
daß sie endlich erfüllt wird. Es handelt sich um ca. 1 
Versicherte, die hier im Saargebiet wohnen. #3s ist endlich 
Zeit, daß dıese Mißstände besatigt werden. 


4 





Vırsitzender: 





7Vv 





° r 4 2 
. MR: x Mt ar SE are ee = > we Did ra Br e “ - . ” “ et 2 
d:, Fir a BE 1 I, on ENT ee ar ETRERNSCHTETT, EEE dir N 
E y “ ner Vr4T, y. nr . ) Dar, . 4 


- 4... 


N 






RR, 
ei u, \ Dr 


TREE 


sitzender: D>s "ort hat der Abgeordnete Schmelzer! 


pmelzer (D.S.V.): Grundsätzlich sind sich die Fraktionen über 
die Verhandlungen einig. Es erübrigt sich, weiter darauf 
einzugehen. "ir stimmen den beiden Vorlagen zu. 


Be aender: Tenn das "ort nicht weiter gewünscht wird, sind 
ie sämtlichen Aenderungen, die die Kommission vorgenommen 
hat, einstimmig angenommen, 


"ir Kommen nun zu den Vorlagen 3, 4, 5 und 6. 


Das Tort hierzu hat der Berichterstatte 24 
ordneter Martin! r Berichterstatter, Abge 


in (2.): Meine Herren! Zu dem Entwurf betr. Abänderun 
[Tunenahme 


der Mumnaliinanzeesetzgebune ist keine »te 
er Parteien erfolgt. Diese haben sich vielmehr ihre 
Stellungnahme bis zum Plenum vorbehalten. 


In Artikel 3 ist in Absatz 1 hinter dem liort 
"bestimmen" anzufügen: "zu entrichten." 


Der Vorlage einer Verordnung betr. die Abänderun 
des yesetzes über die Beurkundung des Fersonenstandes Ber 
je Eheschließungen vom 6, Februar 1875 stimmt die Konm- 
mission zu. 2 eantragt auf seite der heglerungsvor- 


1e 
lage folgende Fassung: 


"  Gebührenfrei sind die nach $ 54 oder zum 
Zwecke der Taufe oder der Beerdigung erteil- 
ten und zur Erhaltung von Bezügen aus sozialen 
BEinrichtungen benötigten Bescheinigungen. " 


Der Vorlage betr. Erhöhung der Pauschsätze im 


-  Verwaltungsstreitverfahren stimmt die Kommission zu. 





| Zu der Vorlage betr. Verzinsung von »teuerbeträgen, 
die nicht rechtzeitig entrichtet worden sınd, wird eın 

Zusatz beantragt, Beer lautet: 'Der Zinssatz für täg- 
liches Geld muss erreicht werden. * Ferner waren sich die 
Vertreter sämtlicher Parteien darüber einig, daß auch 
die zuviel gezahlten Steuerbeträge nach demselben Zins- 
satz zu verzinsen sind. Im Namen des Zentrums_habe ich 
zu diesen Vorlagen folgendes zu sagen: Betr. Entwurf 
einer Umänderung der Kommunalfinanzgesetzgebung ist es 
nicht mehr wie recht und billig, den Gemeinden Sonderzu- 
Schläge auf die Einkommen-, Gewerbe- und Hausiersteuer 
zu erheben, zuzuerkennen, zumal die Kosten für Reinigung 
der Straßen den Anliegern nicht allein zugemutet werden 
kann. Wir können unsere gen umso eher geben, als 
. Vorlage von der Stadt Saarbrücken verlangt worden ° 
ist. | 
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von Steuerbeträgen, 
en sınd, sind wir 

tanden, | ndeten oder zu spät 
entrichteten Beiträge, Gebühren und Steuern vom PEllie: 
keitstage bis zum Zahlungstage verzinst werden, desglei- 
chen die zuviel entrichteten Steuern usw. 


Auch der Vorlage betr. Beurkundung des Personen- 
standes und der Eheschließung schließen wır uns an. 


Die Vorlage gründet sich auf das Reichsgesetz 
vom 8.3.1923 und eine Verordnung der Reichsregierung 

vom l4,Februar 1924. Diese Verordnung über ee 
liche Scheine sicht neben den hegisterauszügen kurze, mit 
Beweiskraft verschene Geburts-, Heirats- a Todesscheine 
vor, deren Verwendung nicht auf einen bestimmten Zweck 
beschränkt ist. Auch die entsprechend eingerichteten 
Familienbücher erhalten beschränkte Beweiskraft. Diese 
im Reiche eingeführten Neuerungen halten wir für schr 
zweckmäßig. Die Vorlage will sie dem Saargebiet nutzbar 
machen. Daher stimmen wir ihr zu. ir sind aber, wie 
alle übrigen Parteien, dafür, daß alle Bescheinigungen, 
die zur Erlangung von sozialen Bezügen benötigt werden, 
gebührenfrei bleiben. 


Der Vorlage betr. Erhöhung der Fauschsätze im Ver- 
waltungsstreitverfahren stimwen wir zu. Der Entwertung 
entsprechen | jamıt einverstanden, daß 
der vierfache Bein erhoben wirl, besonders unter Berück- 
Br leung dessen, daf der Franken um das Fünffache_ ent- 
wertet ist. Eine Becinträchtigung der Rechte der Kläger 
Tindet nicht statt. 
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2 Auch der Vorlage betr. Verzinsung von Steuerbe- 

trägen, die nicht rechtzeitig eingehen, stimmen wir zu. 

Es ist etwas ganz Änormales, wenn den Säumigen Steuerzah- 
lern 5 % Verzugszinsen berechnet werden, während ihnen jede 
Bank 8 % gibt. Das ist direkt eine Aufforderung, die 
Steuern nicht zu bezahlen. “ir stellen aber auch den 
Antrag, daß zuviel bezahlte Beträge von der Steuerkasse 

zu dem gleichen Zinsfuße zu verzinsen sind. ir sind der 
Meinung, daß das technisch sehr wohl möglich ist. lir 
sind also im großen und ganzen für die Valage, 


Vorsitzender: Das ort hat der Abgcordnete Petri! 


4 a ProZ 


Petri (S.P.): Meine Herren! Die Abänderung der kommunalen 
Finanzgesetzgebung ist eine Angelegenheit, die die Gemin- 
den sehr interessiert. Sie stellt das Selbstbestimmun 3- 
recht der Gemeinden mehr als bisher wieder her und deshalb 
stimmen wir dem Intwurf zu. ir haben aber im Zusammenhang 
damit den 'unsch, daß auch in anderer Hinsicht das »elbst- 
bestimmungsrecht der Gemeinden mehr berücksichtigt wird 
und zwar Bei der Erhöhung oder nach der Umlage der Gewerbe- 
steuer, wie es nach dem neuen Nodus der OALSTURgeN ST Fonung 
und des Gesetz.s geschehen ist. Unser Antrag Scht heute 
dahin, so wie es bei einer früheren Sitzung verhändelt wor- 
den ist, diese Gewerbesteuer auch nach_dem »elbstbestim- 
mungsrecht der Gemeinden zu erheben. Es gibt viele, 

z Beispiele 








Beispiele dafür, daß Großbetriebe heute kaum den 4.Teil 
von bewerbestceuern wie vor 1914 zahlen, nachdem die 
Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer berechnet wird, 
mei nl sie früher nach Gehältern und Löhnen berechnet 
wurde, 


"ir beantragen deshalb im Zusammenhang mit der 
heutigen Abänderungsvorlage, das Selbstbestimmungsrecht 
der Gemeinden dahin zu erweitern, den $ 29 des Kommunal- 

abgabegesetzes in seiner früheren Form wieder herzustel- 
len. Wir stellen dann folgenden Antrag: 

"Der Landesrat wolle beschließen: Die Regie- 
rungskommission wird ersucht, den $ 29 des Kom- 
munalabgabegesctzes in seiner früheren Form wie- 
der herzustellen, damit es den Gemeinden möglich 
wird, die Gewerbesteuer nach dem für angebracht 
erscheinenden Bestiucrungsmodus zu erheben." 


Die Neuregelung des Personenstandsgesetzes erken- 
nen wir cbenfalls an, jedoch mit dem Vorbehalt, daß die 
sozialen seiten soweit berücksichtigt werden, So wie es 
dem Bericht entsprechend lautet. Der Erhöhung der Pausch- 
sätze im Verwaltungsstreitverfahren ist die Zustimmung 
unsererseits ©benfalls gegeben, MWäs die Verzinsung der 
rückständigen Steuerbeträge betrifft, so halten wir es 
für selbstverständlich, daß die nicht nach Lohn und 6e- 
halt besteuerten Personedn auf dem schnellsten Wege ihre 
Steuern zu entrichten haben, Die Lohn- und Gehaltsemp- 
fänger bekommen im selben Monat, demselben Tage oder der- 
selben !"oche ihre steuern abgezogen, während die anderen 
in der Lage sind, ihre u tiehlungen hinauszuschleppen. 


( Zaruf Reinhard: "Ihr habt ja die Lohnsteuer 
verlangt!" 


Es kommt in dieser Hinsicht nicht auf die Steuerform an; 
erforderlich ist nur, daß die Steuerbeträge in der 
Schnellsien Weise abgeführt werden, andernfalls die Ver- 
Reue so erfolgt, wie es der allgemeine Zinsfuß erfor- 
6% “‘ 


Damit im Zusammenhang hätten wır aber noch etwas 
zu’erinnern. Der Herr Staatskommissar wird sich vielleicht 
noch erinnern an die Sitzung, es handelte sich um die in- 
direkte Steuer, wo wir darauf hingewiesen haben, daß die 
Grenze, die Eyıstenzminimumsgrenze fir die Lohnsteuer- 

flichtigen erhöht werden soll. Bei der damaligen Vor- 

age hat die ee se selbst darauf hingewiesen, daß, 
wenn eine neue »teusrgesetzgebung eingeführt wird, die 
Existenzminimumsgrenze erhöht werden würde. Bis jetzt 
15t jedoch noch nichts geschehen. Die Kaufkraft hat sich 
seit der Einführung der neuen Steuergesetzgebung bedeutend 
vermindert, es wäre bald an der Zeit, daß die Regierung 
etwas tun würde, damit ir dieser Hinsicht auch ihre Ver- 
Sprechungen, die sie gemacht hat, erfüllt würden... Wir 
beantragen noch einmal und zwar unter Berufung auf un- 
seren d.maligen Antrag, daß man dazu übergeht, die 


| 


? 


Existenzminimunsgrenze 
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Existenzminimumsgrenze entsprechend unserem damaligen 
Antrage zu erhöhen. 


rsitzender: Das Wort hat der Herr Staatskomissär Dr.Heim! 


atskommisar Dr.Heim: Ich möchte ganz kurz auf die iede des 
Herm Petri erwidern, daß die hegierungskommission sofort 
nach Verabschiedung der indirekten Steuem, die einzelnen 
Abteilungen beauftragt hat, die Erhöhung der steuerfreien 
bzüge auszuarbeiten. Die ngelegenheit ist noch nicht so- 
weit, daß sie Gegenstand der gegenwärtigen Sitzungsperiode 
sein kann. 


tsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Ulrich ! 


rich (K.F.): Meine Herren! Die kommunistische Fraktion hat in der 


Vorlage betr. Abänderung der Kommunalfiranzgesetzgebung zum 
Teil eine Erweiterung der Rechte der Gemeinden erblickt und 
zwar insoweit, daß man den Gemeinden gestattet, auch einmal 
in der Erhebung der Steuern mitzusprechen. Wir sehen aber 
im selben Moment, daß die Gemeinden die Genehmi&une solcher 

Schlüsse nachsuchen müssen, Das ist Unsinn. Es müßte den 
Vertretungen überlassen bleiben, auf welche Art und Weise 
Sie diese steuern der Allgemeinheit auferlegt. Hierin or- 
blicken wir eine Beschneidung der hechte der Gemeinden. %o 
auch die lohnsteuer, der auch die Sozialdemokratie zuge- 
stimmt hat, ist eine St:uer, die speziell die Gemeinden in 
krasser Form beschnitten hat. 


(Zurufe: Das Zlaubst Du sclber nicht ') 


Ja, es sind Dokumente vorhanden, die eine andere Sprache 
reden. Wenn Ihnen des nicht paßt, so ist es aber döch so. 

Mir sind dafür mit der Änderung, daß mun den Gemeinden ein 
rößeres Hecht einräumt und es ihnen überläßt, in welcher 
orm Sie die Steuem erheben. 

Zu der Vorlage 4 betr. Beurkundung des Personen- 
standes und Cer Eheschließungen hätten wir zu sagen, daß 
die Bescheinigungen in ihrer Gesamtheit gebührenfrei ausge- 
Stellt werden müßten. Wir sehen, deß nieht allein derjenige 
der die Bescheinigung br&ucht, zu bezahlen hat, sondern 
der, der sie verlangt. Wenn man Recht walten lassen wollte, 
müßte derjenige die Kosten tragen, der eigentlich die Kosten 
verlangt. Deswegen verlangen wir, daß die Bescheinigungen 
frei von der Verwaltung aussefertiet werden. In übrigen 
stimmen wir der Vorlage zu. 2 


' Die Vorlage betr. Erhöhung der Pauschsätze im Ver- 
waltungsstreitverfähren lehnen wir ab, weil wir sagen, daß 
die Regierungskommission für diese Sache Geld haben muß da 
Sie nach unserem Standpunkt für sonstige Zwecke nach allen 
Richtungen Gelder verpulvert. TDeshalh at ran wıir,daß die 
Regierungskommission ae lasten überninmt. Wir lehnen die 
Vorlage äb. 


an, Zur Vorlage betr. Verzinsung von Steuerbeträgen, 
die nicht rechtzeili® entrichtet worden sınd, möchte ich 

beantragen, daß diejenigen, die über 20.000.-Fr:s.zu 
entrichten 
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entrichten haben, Zinsen bezehlen müssen, dagesen diejenigen, 


unter 20.000.-Frunken steuerfrei bleiben müssen. Wenn mun das k 
Kleingewerbe und den Händel äuf dem Lände betrachtet, so se- 


1 
hen wir, daß diese miriert am Boden liezen und wenn wir dem ' 
Wirtschaftsleben einigermaßen dienlich scin wollen,so ist es 2 
notwendie, wenn wir diese Frare berücksichtiren. Es ist daher z 
unsere Aufgabe, zu beantragen, daß diejeniren, unter 20.000. - ; 
Franken Steuern keine Zinsen zu entrichten bräuchen. \enn k 
man allgemein sieht, wie die Steuern, die direkten wie die Dr 
indirekten in krassen Formen auftreten,so können wir nicht | 
Sleichgültiz dic Steuerschräube noch mehr ünziehen für die 


assen, die sich in einer wirtschaftlichen Notlüre befinden 
und die durch die Iohn- und Gehältsfrare genuf? Fedrückt sind. 
Die Regierung versteht sonst hohe Summan hinauszuschleudern, 
ohne jedoch die Sozialfragen nachzuprüfen. Si: hät kein In- 


teresse daran, sich der Not des ärbeitenden Volkes anzunehmen. 


leswegen ist unser Stindpunkt zu _ der Vorlage, wi 
ich erwähnt hıbe und beuntrage nochmäls die Sunme von 20.000.- 
Franken im Gesetz &ufzunehmen. 


itzender: Ich gebe Ihnen die zwei einTepungenen Anträge bekannt. 
Diese lauten: 


Antrag der sozixldemokrätischen Fruktion. # 


ersucht, den 3 29 des Kommun«labraben-esetzes in seiner 
früheren Form wieder herzustellen, dumit es den Gemeinden 
möglich wird, die besondere Gewerbesteuer näch dem ihnen i} 
ür ngebrächt erscheinenden Besteusruntsmodus zu erheke.n. " 


Der Lendesrüt wolle beschließen: Die Rerierung wird ( 
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Der Antrag des Zentrums lautet: | I 
Il. Zusatz zu dem einziren Artikel: % 


." Zuviel bezehlte und im Voraus bezahlts Steuerbeträra 3 
. 7: r] nm % ER h . En Fs]ı . ler SR st; 7 m r de vl 
Sınd vom Zaählunstage bis zum F& t15kcıtsture von der 

Steuerkasse zu demselben Zinsfuß zu verzinsen.' 


Dıs Nort hat der Abgeordnete Schmolzer! Es 


telzer (D.S.V.): Ich glaube den Herrn Vorsitzenden richti 
verstanden zu haben, daß zu den Punkten Bis 12 en; de- 
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battiert werden soll. ei 

Ei 

( Zuruf Petri: "Man kann uns doch nicht das Maul " 

| verbinden!" ) Bi 

Fall 

( Vorsitzender:"Das geschieht auch nicht!" ) | h 

chelle- Ei 

| | IM 

Es ist ein Zentrumsantrag sin egangen zu der Vorlage Nr.6, _ H 

Verzinsung von rückssändigon Steuefboträgen. über den man a 

Sich ohne weiteres schlüssig werden kann. ir stimmen 1 

diesem Antrage zu. Im übrigen haben sick die Fraktionen 1 

zu den beiden N lage gucinigt, sodaß die Vorla- Bi 

gen ohne Debatte verabschiedet werdan können. Der kommu- } 

nistische Vertreter hat nun zu Nr.5 einen Vorschlag ge- f 

macht, daß die Regierung ihre Kosten salbst tragen solle. Bi 

ür vergisst bei der Sache nur, daß die ei hate, von sich ' 
aus<kein Geld ausgibt, daß sie höchstens unser Geld aus- > 
gibt und daß es g eichgültig ist, wer das Geld aus den Fun 

Steusrbeträgen h. 








Steuerbeträgen zieht. Dann zu 6 hat er beantragt, daß 
die Steuerbeträge bis _zu 20_000.- Fres. von der Verzin- 
sung befreit sein sollen. Ich habe das nicht richtig 
verstanden. 


( Zuruf Reinhard: "Das steuerbare Einkommen", ) 


Ich meinte, es sollten die Steuerbeträge von 20.000.-Fres. 
zinsfrei bleiben. Vielleicht wäre ich in der lage ge- 
wsson, zuzustimmen, wenn er den Antrag so eingebracht 
hätte, daß man dazu hätte Stellung nehmen können. Ich 
möchte den Herren von der kommunistischen Partei emp- 
fehlen, kunftighin ihre Interessen mehr zu fördern und 


- sachliche Arbeit zu leisten. 


lorsitzender: Der Abgeordnete Petri hat das llort zur Begrün- 


dung seines Antrages. 


Petri (S.P.): Meine Herren! Ich glaube den Antrag schon be- 






gründet zu haben damit, daß den Femcinden das Recht 
gegeben werden soll, den Stouemodus selbst zu bostim- 
men. Es muss Sache der Gemeinden sein, ob die Erhebung 
der Umsatzsteuer nach der Gewerbesteuer oder nach der 
Binkommenstsuer ausgeführt oder durchgeführt werden 
soll. "Wir sind der Ansicht, deß darfber nur die Cemein- 
den zu bestimmen haben, weil es eine Gemeindesteuer ist. 


Damit glauben wir den Antrag weitgehendst begrün- 
det zu haben. 


Zu den Ausführungen betr. der he Nr.6 kann 
ich Ihnen heute leider nichts erklären, weil ich das (e- 
setz nicht zur Hand habe. 


Vorsitzender: Das iort hat der Abgeordnete Karius! 


Ferius (Z.):, Meine Fraktion glaubt die Beratung dieses Antrages 


aussetzen zu müssen, da der Antrag nicht nur eine Aende- 
rung des Gesetzes, sondern auch eine Aenderung des Prin- 
zips bezweckt. Man kınn hier nicht aus dem Handgelenk 
heraus urteilen, wie die Auswirkung ist. 


lorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Reinhard! 


teinhard (K.P.): Herr Schmelzer hat erklärt, daß der Antrag 


zes eK, 
N N 


zu der Vorlage betr. Erhöhung der Pauschsätze im Vor- 
waltungsstreitver”ıhren überflüssig ist. Es sei einer- 

ei, 05 die Kummune oder die a be Au bezehlt. Dazu 
erklären wir, es scheint Merrn Schmelzer unbekannt zu 
sein, daß die Kummuns bei der SCHRERVORTOAUUNG stief- 
mütterlich behandelt wird. "enn er sagt, = Kann uns 

leichgültig sein, so ist das eine kühne Behauptung. 
"ir stimmen der Vorlage zu, aber mit dem Zusatz, daß 
zur besonderen Gewerbesteuer. die Bergwerksdirektion 
heranzuziehen ist. 


(Zurufe: 
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( Zurufe: "Binverstanden!" ) 


prsitzonder: Das Wort hat der Abgeordnete Schmelzer! 


ihmelzer (D.S.V.): Zu dem, was Herr Reinhard gesagt hat, habe 
ich nichts zu sagen. Der Antrag der Sozialdemokratie be- 
dingt eine Aenderung der gesamten SPauargonetägehung, Der 
Antrag ist außerordentlich weitgehend un deshalb schließen 
wir uns dem Zentrumsredner en. 


rich {K.P.): zur Geschäftsordnung. Ich möchte kurz auf die 
| „ufrogenden Ausführungen des Herrn Schme Sort uevanee 


( Schelle des Vorsitzenden! ) 
IVorsitzender: Herr Ulrich, ich rufe Sie zur Ordnung! 


(Der Abgeordnets Ulrich spricht ohne Unterbrechung, 
während die Schelle des Vorsitzenden dauernd er- 
tönt und der Abgeordnete dreimal zur Ordnung go- 
rufen wird.) 


Vorsitzender: Herr Ulrich, ich machce Sie darauf aufmerksam, 'dak 
Sic nicht zu sprechen haben, solenge die Glocke ortönt. 


Das "ort hrt der Abgeordnete Petri! 


Petri (S.P.): Wir halten die Bedenken des Zentrums durchaus 
nicht für stichhaltig, da der Antrag doch nur die Yer- 
stellung des früheren Zustandes bezweckt, Ir sind aber 
A Antrag bis zum Schluss der Sitzung zurückzu- 
stellen. 


Vorsitzender: "ir stimmen dann ab. 
Zunächst stimmen wir über die WELAg® a. betr, 


Abänderung der Kommunalfinanzgesetzgebung a Die Kom- 
mission hat zu dieser Vorlage, wie der Berichterstatter. 


schon ausgeführt hat, eine Aenderung vorgenommen die ein- 


stimmig angenommen wurde. Ueber u a A ozial- 
demokraten wird später abgestimmt. Wer dafür ı 
Vorlage in dieser Form angsnommen wird möge die Hand 
erheben. Tiderspruch erhebt sich nicht ch stelle die 
einstimmige Annahme fest. | 


( Zuruf Reinhard: "Mir sind dsfür mit dem Zusatz, 
den Herr Ulrich gemacht hat!" ) 


Zu der Vorlage 4 ist lediglich die Ziffer l geändert, so- 
daß die Fassung lautot: 


" Gobührenfrei sind die nach $ 54 zum Zwecke der 
Taufe oder der Beerdigung erteilten und zur Er- 
haltung von Bezügen aus sozialen Einrichtungen 
benötigten Bescheinigungen. " 


Wer dafür ist, möge die Hand erheben. Miderspruch 


erhebt 





r ist, daß die 
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erhebt sich “icht; die Vorlage ist somit einstimmig angce- 
nommen« 


Wer für die Vorlage 5 betr. Erhöhung der Pausch- 
Baxe> im Verwaltungsstreitverfahren ist, möge die Hand 
erheben. 


Da sich kein Widerspruch erhebt, ist die Vorlage 
einstimmig angenommen. 


"ir stimmen ab über Vorlage 6 betr. die Verzin- 
ER EERRFUREERRN, die nicht rechtzeitig entrichtet 
sind. 


wer für die Vorlage einschließlich der Aenderun- 
en der Kommission sowie des Antrages der Zentrumspartci 
ist, möge die Hana erheben. 


Ich stelle fest, daß die ‘Vorlage angenommen wird 
gegen die Stimmen der Kommunisten, 


"ir kommen nun zu den Vorlagen 7, 8 und 9. Die 
Kommission war sich schlüssig, daß die Vorlage _7 in der 
vorliegenden Fassung angenummen wird. Zu der Vorlage 
betr. Verkehr mit Streichhölzern ist ein Zusatz: "der 
Verbraucher" beantragt. 


Die Vorlage betr. Regelung der Landeschlusszeit 
wird ohne Acenderungen von der Kommission angenommen. Dice 
Vorschläge wurden von den einzelnen Organisatiunen einge- 
reicht, welchen sich die Kommission angeschlossen hat. 


Tenn hierzu Gas Wort nicht ge ünscht wird, sind 
die 3 Vorlagen, wie dio Kommission beschlossen hat, ein- 
stimmig angsnommens | 


Vorsitzender: 





a 3. 
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Worsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Seivert! 


Iseinert (Z2.) Meine Herren! Betr. Regelung der Ladenschluss- 
zeit kann man der gesetzlichen Einführung der ladsn- 
schlusszeit an Werktagen zustimmen, damit der auf frei- 
williger Vereinbarung bsruhende Zustand gewahrt bleibt 
und nicht durch ausländische Geschäftsinhaber gestört 
wird. Hisrin ist die Kaufmannschaft und die Angestellten- 
schaft einig» Die Anregung zu dieser Verordnung kam ja 
auch aus der Kaufmannschaf? heraus. 


Aber auf einen anderen unhaltbaren 'Zustand muss 
ich bei dieser Gelegenheit aufmerksam machen. Das sind 
die aus der Kriegszeit bis heute noch bestehenden Aus- 
nahmegesetze der Preistrsiberei, Ausnaehmegesotze sind 
niemals schön, und wenn sic dazu noch wertlos sind, dann 
soll man sie umso schneller abschaffen; denn es ist doch 
heute längst geistigos Gemeingut, daß die Preisbildung 
von ganz änderen Taktoren beeinflusst wird, als von be- 
hördlichen Preisdikiatsn und lästigen und schikanösen 
Preisprüfungen,_ Es bleibt in der Praxis also nichts da- 
von übrig, als das entehrende und beschämende des Aus- 
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nahmegesetzes gegen einzelne Berufe, die auch einen ver- 
eungenAsigen nspruch auf das gleiche Recht für alle 


Morsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Betz! 


Betz (S.P.) Meins Herren! \as den Verordnungseniwurf betr. die 
Regelung der Ladsnschlusszeit angsnt, so befindet sich dis 
sozialüemokratische Fraktion in Vebereinstimmung mit den 
Wünschen und Vorschlägen, die von den rerschiedenen An- 
gestelltengeserkschaften diesernalb gemeinschaftlich B0- 
macht worden sinds Wir bezsiennen diess Vorschläge als 
unser Gutachten, 


Bei diesar Gelegenheit wollen wir aber auch nicht 
versäumen, zwei andere ge erkschaftliche Forderungen, die 
Schon seit Jahrzehntm srhoben werden, an die Adresse der 
Regierung zu richten und ihre baldige gesetzliche Veranke- 
rung zu verlangen, Es handelt sich 


erstens um das Verbot der Nachtarbeit im Bäckerei- 

und Konditoreigewserbe,. Die sozialdsmokratische Fraktion | 
hat bereits im März ds.Js. sinen diesbezüglichen Antrag an | 
die Regierungskommission gerichtet, ohne daß bis heute et- 
was in dieser Richtung veranlasst worden sei. Mir erneuem | 
deshalb von dieser Stelle aus heute diesen Antrag und for- 
dern dessen Vervirklichung. Zine eingehende Begründung | 
glaube _ich mir ersparen zu können, da diese Forderung schen | 
| 


ya PR 


sehr alt ist und in Deutschland seit Jahren praktisch ge- 
worden ist. In der Hauptsache sinä es gesundheitliche Riück- 
sichten gegenühner den in Bäckereien beschäftigten Personen 
und der Verbraucherschaft, die zu dieser Forderung geführt 
‘haben. _Der Bäcker-Innungsverband "Saarland" hat nun auf 
seiner letzten Tagung in St.Ingbert eine Entschließung an- 
gencmmen, in welcher er sich ebenfalls auf den Boden die- 
ser Forderung stellt, aber verlangt, daß die Nachtarbeit 
nur bis 4 Uhr morgens un‘sersagt wird. Unsere fForderun 
e darüber hinaus, indem wir, in Arterien: Year mi 
en in Deutschland geltenden a aa Trug Nachtruhe 
is 
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bis 6 Uhr morgens ausgedehnt sehen möchten, wobei irgend- 
welche Ausnahmen hiervon Wer ER MRLELE der zuständigen 
Aufsichtsbehörde bedürfen. üÜnser Antrag lautet daher: 


: Der Landesrat wolle beschließen: 
die Regierungs-Kommission zu ersuchen, das lNacht- 
backverbot für Bäckereien und Konditoreien in Veber- 
einstimmung mit der in Deutschland gültigen Bäckerei- 
veroränung vom 23.November 1918 in Sharsehist einzu- 
führen und einen entsprechenden Verordnungsentwurtf 
dem landesrat alsbald vorzulegen. " 


Unser zweiter Antrag Hetriftt: | 


die Sonn+agsruhe Im Friseurgewerbe. | 

: huch diese Forderung ist nicht mehr jung. Bis in 
die Mitte der 9er Jahre war Sine Beschränkung der Sonntags- 
arbeit im Friseurgewerbe überhaupt nicht gegeben. Die Ge- 
schäfte waren an dn Sonn-- und Feiertagen bis in die Abend- 
stunden geöffnet und dementsprechend auch die Gesellen und 
BAR Hng: beschäftigt. Die Aeniderung der KROTDEOETRRNE im 
Jahre 1894 brachte Sine Bestimmung, wonach die Arbeitnehmer 
im Friseurgewerbe an Sunn- und Feiertagen nicht a als 
bis 2 Uhr Nachmittags beschäftigt werden dürften. Auf das 





weitere Drängen der Gehilfenorganisationen Kam man zum \ Uhr- 


und später zum 12 Uhr-Ladenschluss. Im Herbst 1918 machte 
die Stadt München den Anfang mit der Einführung der völligen 
Sonntagsruhe. Der Arbeitnehmervarband Zür das Friseur- und 
Haargewerbe hat seit dieser Zeit immer wieder versucht, eine 
reichsgesstzliche Regelung er Sonntagsruhe zu erlangen. 


> 


Monn dies auch bis heute Kock nicht gelungen ist, so kann 


doch gesagt werden, da® die Sonnta sruhe zurzeit in Deutschland 


raktisch besteht. In mehr als 0 Städten, in Württemberg, 
Baden und der Rheinnpfalz ist sie fakultativ in Anwendung des 
$ 41 b der Reichsgswerbeordnung singeführs worden. 

Auch die Arbeitgeber im Friseurgewerbo, die in der 
Hauptsache im "Bund deutscher Friseure", dem auch die saar- 
ländischen Friseurmeistsr angehören, zusammengeschlossen 
sind, haben sich nummehr für cie Sonntsgsruhe ausgesprochen. 
Mährend die genannte Organisation im Jahre ı921i noch eine 
andere Auffassung vertreten hat, hat sie sich seit 1922 tür 
die Sonntagsruhe eingesetzt und noch zuletzt auf dem Bundes- 
tag in Hannover am >20. und 21. Juli ds.Js. den Bundesvor- 
stand beauftragt, mit allen Mitteln für die raichsgesstz- 
liche Einführung der Sonntagsruhe einzutreten. 


| "ir sind deshalb der AUTEBRBUNG daR cos notwendig 
und zweckmäßig erscheint, auch im Saargebiet die Einführung 


der Sonntagsruie im Friseurgowerbe zu fordern und orlauben 
uns daher, folgenden Antrag. zu stellen: 


* Der lendesrat wulle beschließen, 
die Regisrungs-Komnission zu ersuchen, alsbald einen 
Verordnungsentnurf vurzulegen, wodurch als en 
Yuhe im Frissurgowerbe singeführt wird mit der Nab- 
au daß aus besonderen Anlässen, wie zur Vorberei- 

ung von öffentlichen Theatervorstellungen und ähn- 
lichen Veranstaltungen die Sonntagsarbsit BmaTaeyeN 
wird, 
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wird, wenn in der darauffolgenden "oche die zweite 
Halfte eines Terktages von Il Uhr ab freigegeben 
W i r ° ’ 


Wir geben uns der Hoffnung hin, daß unsere Anträge cine 
baldige Verwirklichung finden. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Abgeordnete Schmelzer! 


Schmelzer (D.S.V.): Auch wir sind dafür, daß alle Kriegs- 
und Nachkriegsverordnungen bald beseitigt werdon. Tas 
die Anregung des Herrn Betz bstr, Nachtbackvcrbot 
anlangt, schein: mir die Sache zu einer Vorlage reif 
zu sein. 


Betr. der Sonntagsruhe im Friseurgewerbe scheint 
es zweckmäßig zu sein, daß die beteiligten Kreise -Arbeit= 
nehmer und Arbeitgeber- gefragt ıerden. 


Vorsitzender: Wir kommen zur Abstimmung und zwar zunächst 
über die Vorlage 7 betr. Abänderung des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes. Die Vorlage wurde in der Kommission 
einstimmig angenommen. !enn das ort nicht weiter ge- 
ünscht wird, gilt die Vorlage als angsnommen. 


ir kommen dann zur Vorlage 8 betr. Verkehr mit 
Streichhölzern. Von der Kommission wurde eine Asnderung 
beantragt lediglich soweit, als in $ 2 Abs. hinter dem 
Wort: "Regierungskommission" eingefügt wird; "der Vor- 
braucher". 


"ir kommen zur Vorl>ge 9, die von der Kommission 
einstimmig angenommen wurde. 
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| Zu dieser Vorlage sind zwei Anträge eingegangen, 
die Sie schon gehört haben. Diese betreffen das Nacht- 
backverbot für Bäckereien und die Sonntagsruhe !m Fri- 
seurgewerbe. Es erübrigt sich, die Anträge nochmals zu 
verlesen. 
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Das Wort hat der Abgeordnete Kiefer! 


Kiefer (Z.) ir stimmen den Anträgen zu. Da sich aber in der 
Praxis manches ergzben wird, was_ sich jetzt nich über- 
] a S a) - . v 2) r d 
sehen lässt -ich möchte auf die Sunntagsruhe in den Ar- 
beiterdörfern kirweisen- wünschen wir, daß die Regierungs- 
kommission vor Erlass der entsprechenden Verordnung mit 
den in Betracht kommenden Gewerben in Verbindung setzt. 


4a PLZ 


Vorsitzender: : Herr Kiefer, Sis bezeichneten dis Stellungnahme 


der Zentrunspartei. Das Wort hat der Abgeordnete Betz! 
Botz (S.P.): Die Entwürfe beire 
1) 
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1) das am 23. Oktober 1924 unterzeichnete Inter- 
nationale Vebereinkommen über den Bisenbahn-, 
Personen- und Gepäckverkehr, 


2) Inkrafttreten der am 28.August 1924 in Stock- 
holm unterzeichneten ieltpostvereinsvurträgs; 


3) das am 23. Oktober 1924 unterzeichnetu Intor- 
nationale Usbereinkommen über den Bisunbahn- 
frachtverkekr, 


sind Verträge, die vor dem Kriege bereits bestanden haben. 
Die Kmission hat sich mit diesen Verträgen beschäftigt 

und ist der Auffassung gewesen, die Zustimmung zu erteilen. 
Es ist allerdings in der Kommission darauf hingewiesen wor- 
den, daß die deutsche Regierung bei einer frühsren Gelegen- 
heit eine Protestnote nach Genf gerichtet hat, in der sie 
bestritten hat, daß das Saargebiet das Recht hat, SSYH ERS 
abzuschließen, da man ihm dis Bigenschaft als Staatsgebilde 
nicht zugesprochen hat. 


 — Im übrigen sind sir in der Kommission nis gewesen 
und ich glaube, daß diesen Vorlagen zugestiant werden kann. 


Irsitzenders Tortmeldungen liegen nicht mchr vor. Ich stalle 


die sinstimmige Annahme dieser Vorlagen Test. 


Ich lasss nunmehr eine Pauss von 15 Minuten ein- 
tretan. 


-Pause- 
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Vorsitzender: Meine Herren! ir fahren in der Besprechung 


fort, Wir haben zunächst abzustimmen über den Antra; 
der Sozialdemokraten wegen des $ 29 des KommanalabeBen- 
gesetzes. Die Zentrumspartei hat ihre Stellungnshnme 
schon kundgetan. Der Antrag ist von der Sozialdemo- 
kratischen Fraktion eingebracht und auch ihre Stellune- 
nahme dargelegt. Tenn das "ort nicht weiter gewünsch 
wird, ist der Antrag in diesem Sinne angenommen. 


Levacher (Z.): \!ir können über den Antrag der Sozialdemokratie 


nicht abstimmen. "Wir beantragen deshalb, den Antrag in 
die Kommission zu verweisen. 


Vorsitzender; Dann haben wir noch zwei Anträge aus der vor- 


letzten Sitzung von der kommunistischen Fraktion des lan- 
desrates. Der erste betr. die gesetzliche „ährung im 
Saargebiot und der zweite betr. das Landjägerkorps. Dic 
Anträge sind Ihnen bekannt gegeben worden und werden 
heute der Regierung in dsr üblichen Form weitergeleitet, 
Fierüber »bstimmen lassen kann ich nicht, da sie nicht 
mit der Tagesordnung in Zusammenhang stöhen. 


Das "ort hat der Abgeordnete Reinhard! 


Reinhard (K.P.): Meins Herren! Die kommunistischo Fraktion 


steht auf dem Standpunkt, daß zu der heutigen Situation 
kurz stellung genommen werden muss. Dies heutige Tages- 
presse meldet, daß der Streik in der Industrie aller 
"ahrscheinlichkeit nach Tatsache wird. Disss Meldung 
trifft den Nagel auf den Kopf betr. unserer Behauptung 
in den letzten "ochen und Tagen, Man geht getrennt da- 
zu über, die hungernden Arbeiter des Saargabietes zu 
schlagen. Die Unternchmer -die französischen und die 
deutschen- haben eine gemeinsame Linie gefunden. Die 
Bergarbeiter sind in ihrem berechtigten Kampfe geschla- 
= worden. Die Eisenbahnsr sind betreffs der Lohnfor- 
erungen von der Regierungskommission verhöhnt worden, 
Die Arbeiterschaft beiindst sich in einer schweren Not- 
lage, woran die Regierungskommission schuld ist, da sis 
anlässlich des Burgarbeiterstreiks sinscitig Stsllung 
enommen hat zugunsten der Bergworksverwaltung. Sic 
Bat den Friedensvertrag von Versailles verletzt. laut 
dossen klarsn Bestimmungen darf sis ohne Anhörung des 
Landesratss keine gesetzliche Steuerbestimnungen erlas- 
sen. Die Regisrungskommission hat aber ohne Anhörung des 
Landesrates die Kohlenstsuer aufgehoben um zugunsten ci- 
ner fremdländischen Rezierung den Streik zu untordrücken. 
Für die Bevölkerung hat dis Regierungskommission nichts 
re auch das saarländische Mitglied hat sich nicht 
afür eingesetzt. 


( Schelle des Vorsitzenden! ) 


sonder: Diesen Ausdruck kann ich unmöglich billigen. Es 
ist von dan betreffenden Organisationen anerkannt worden, 
a 
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daß die Regierung das ihrige getan hat und auch das 
saarländische Mitglied keine Mühe gescheut hat, den Ar- 
beiter- und Angestelltenforderungen gerecht zu werden. 
Das ist in den Entschließungen dor Organisationen zum 
Ausdruck gekommen. Ich muss deshalb einen derartigen 
Vorwurf zurück ıeiscon und bitte, in diesem Tone nicht 
weiterzufahren. | 


Reinhard (K.P.): Ich kann mich entsimnen, daß dic Regierungs- 


kommission die Kohlensteuer in dem Moment aufgehoben 
hat, in welchem die Bergarbeiter in schwerem, harten 
Kampf gegen einen übermächtigen Unternehmer standen. 
Mir als Kommunisten stehen auf dem Standpunkt, daß die 
Regierungskomission in allererster Linie dafür da ist 
um die Einsohner des Saargebietes wirtschaftlich und 
olitisch zu schützen gegen alle Versuche der Imperia- 
isten, die Binwohner zu entrechten. Die französische 
ikea hat erklärt, daß sie die Löhne der Bergarbei- 
ter nicht aufbessern könnte, weil sie große Budgetschwie- 
rigkeiten habe. Es steht fest nach der Abhandlung, wel- 
che die Zeitungen gebracht h>ben, daß große Gewinne aus 
den Gruben des Saargebietes gezogen werden. Diese Ge- 
winne werden doch erzielt aus dem Mark der hier beschöf- 
tigten Arbeiterschaft. Der französische Arbeitgeber hat 
kein Recht, diese Gewimne zu sonstigen Zwecken zu benüt- 
zen, wo feststeht, daß die Leute sich in ungeheuerer Not 
und Elend befinden. Deshalb haben wir einen Protest 
einzubringen. Der Protest lautet: 


a Die Kommunistische Fraktion erhebt den 
schärfsten Protest gegen die Hoendlungsweise der 
französischon Regierung anlässlich des Borgar- 
beiterstreiks an der Saar. Es steht einwandfrei 
fest, daß gewaltige Gewinne aus den Saargruben 
erzielt werden. Trotz disser Tatsache wurden die 
Forderungen der Bergarbeiter von der französischen 
Regierung abgewissen. Die Bergarbeiter an der 
Saar sind deshalb dem grenzenlosssten #lend Br 
gegeben. "enn der französische Arb:itsminister 
bei den Verhandlungen in Paris auf die Budget- 
schwierigkeiten des französischen Staates hin- 
wies, so ist dem entgegen zu halten, daß die Mil- 
lionenüberschüsse dsr Saargruben nicht dazu da 
sind, in Marokko verpulvert zu werden, sondern in 
erster 'Linie den Saarborgarbcitern zugute kommen 
müssen. 

Die bürgerlichen Partsien sinschließlich der 
S.P.D. haben anfänglich scheinbar die Forderungen 
der Bsrgarbeiter untsrstützt. Nachdem aber die 
Binheitsfront der Saararböitser nur noch eine Frage 
von Stunden war, als dio Bisenbahner und Metall- 
arbeiter sich dem Kampf der Bergarbeiter anschließen 
wollten, haben sämtliche orwähnten Pserteien durch 
ihre Gewerkschaftsführer gemeinsam mit der Ir.ın- 
zösischen Regierung den berechtigten Kampf der Berg- 
arbeiter abgerürgt. Einmal mehr ist der Boweis er- 
bracht, daß dis Geutschen Kapit«listen durch ihre 
Partd en stets den deutschen Ssararbsitern in ihren 

berechtigten 
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berochtigten Kämpfen in den Rücken fallen. " 


Meine Herren! Etwas anderes het sich im Saargo- 
biet zugetragen. Die Kommunistische Partci hat vergangenen 
Sonntag zu einer Antikriegskundgebung aufgrufen. Die 
Völkerbun@rsgiüorung hat disse Antikrie gskundgebung verbo- 
ten, wahrscheinlich weil der Ylkerbund sich zum Pielo 

esetzt hat, keins Kriege mehr zu führen, Durch diese 

atsache ist ersichtlich, daß die Regierungskommission 
lediglich die Politik macht, die auch der Völkerbund macht 
auf Grund seiner imperialistischen Auftraggeber. 


Anlässlich dieser Demonstration wurde einem jungen 
Arbeiter eine Ferne entrissen, trotzdem dieser junge Ar- 
beiter die Fahne sofort eingehoit hatte, als er von einem 
Polizeibeamten den Befehl dazu erhielt, Herr Eifler, Ab- 
geordneter dieses Hauses, protestierte auf der Polizei- 
wache gegen diese Maßnahme. Nun wurden von dem dort anwe- 
senden Polizeikummissar eine Reihe Landjäger aufgefordert, 
ihn (Eifler) die Treppe hinunterzuwerfen. Gegen eine der- 
artige wil.kürliche Behendlum von Abgeordneten des Hauses 
müssen wir den dneirizten Profest erheben. Alle Parteien 
müssen ein gemeinsames Interesse daran haben, wenn auch 
keine geschriebene Immunität bestent, daß Abgeordnete von 
Polizeiorganen der Regierungskommission nicht wie Hunde be- 
handelt werden, T'ir reichen folgenden Protest ein: 

e Am Sonntag, den 2.August ds.Js. wurde anläss- 
lich des Antikriegstages von der Polizei in der Vor- 
stadtstraße sinem jungen Arbeiter eine rote Fahne 

ewaltsam entrissen, trotzdem der Träger der Fahne 
er Aufforderung des Kommissars, die Fahne einzu- 
roller, sofort nachkam. Um die ungerechte "egnahme 
der Fahne rückgängig zu machen, begab sich der Abge- 
ordnete Eifler ae das Polizeirevier am Schloss- 

latz«a Dortseibst ersuchte der Abgeordnete Eifler 
en diensttuender Kommissar, von seinem Vorhaben 
Abstand zu nehmen und die Fahne dem Träger zurück- 
zuerstatten. Als der betr. Kommissar hierauf in 
ganz frecher Teise antwortete, protestierte Eifler 
als Mitglied des Landesrates gegen die unangebrach- 
te Handlungsweise des Kommissars und verlangte von 
ihm, daß er eich seinen Amte gemäß etwas mehr An- 
standes beflsißigen sc!le, Hierauf wurde der Abge- 
‚ordnete Bifler auf Befehl des Kommissars von 8 bis 
9 Polizisten ergriffen und die Treppe hinunterge- 
worten. 


Die Kommunistische Fraktion erhebt gegen ein 
derartiges Var gehen der Folizei schärfsten Frotest 

und verlangt von üer Regierungskommission, daß die- 
ser Fall untersucht und der betreffende Beamte zur 

Rechenschaft gezogen wird. " 


“ir können nicht lange darum herum- 

eutig die Stellungnahme der Regie- 

Vergangenheit zusammenzufassen und 

Regierungskommission zu a was 
ier 


Meine Herren! 
gehen, um klar und ein 
Yungskommission in der 
klar und eindeutig dor 


da 
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hier zu sagen ist, und dabei können wir auch nicht davon 

Abstand nehmen, irgendeinen Mann der Rogierungskommission 
besonders zu nennen, weil äieser Mann uns bisher nicht be- 
wiesen hat, daß die Politik, die Gesantvolitik der Reoie-. 


run 
nac 


B, sich bisher nicht BPRUERTT IRE. as Gegenteil ist 
u 


nserer Auffassung der Fall. Infolgedessen sind wir 


gezwungen, in der heutigen Sitzung der Re L\erungskommission 
ein Mißtrauensvotum auszustellen. "ir bitten die übrigen 
Farteien, diesem Mißtrauensvotum zuzustimmen. 


" 


Der landesrat spricht der Regierungskommission, 
insbesondere auch dem Minister Koßmann von der Zen- 
trunspartei, das schärfste Mißtrauen aus. 


Gründe: 


Li Trotz eines Beschlusses des landesrates, die 
Renten der Kriegsopfer um 50 % zu erhöhen, hat die 
u eh ng es nicht für notwendig erach- 
tet, aiesen Beschluss zum Gesetz zu erheben. Trotz- 
dem die kommunistische Fraktion im Landesrat schon 
dreimal Auskunft von dem Minister für Volkswohlfahrt, 
Koßmann, verlangte, hat derselbe es für zweckmäßig 
erachtet, keine Antwort zu geben. Durch disse Hand- 
lungsweise ist tatsächlich ersichtlich, daß ZKoßmann 
mit den übrigen Ministern den Beschluss des landes- 
rats sanotiert kat. 


Be Die Regierung hat anlässlich des Bergarbeiter- 
streiks vollständig Partei für den französischen Ar- 
beitgeber ergriffen, Sie hat sogar entgegen den kla- 
ren Bestimmungen des Friedensvertrages, ohne den Lan- 
desrat zu befragen, die Kohlensteuer während des 
Streiks aufgehoden mit dem Ziel, die Binfuhr fremd- 
"ändischer Kohle zu erleichtern, um den allzuberech- 


tigten Streik der Bergerbeiter zu brechen. Sie hat 


ferner den ausgesperrten Arbeitern die ihnen gesetz-' 


WWW SEES SEE VE 


lich zustehende Erwerbs losenunterstützun 


g verweigert. 


Sie hat ferner die berechtigten Lohnforderungen der 
Kisenbahner abgewiesen. Desgleichen hst sie die Beam- 
tenbesoldung der zuständigen Organisationen derartig 
unsozial ®staltet, daß die Beamten der unteren Grup- 


J 


I ie 


pen buchstäblich nr 


Versitzender: Ich bitte sinen Moment um Ruhe. 


; Ihren Bezügen hungern müssen. 


Es war verabredet, daß lecizlich zu der ce eg 


uk gesprochen werden soll. Herr Reinhard geht je 
au 


zt aber 


Binzeiheiten ein, weshalb ica das Haus fragen muss, ob 
es mit einer solcher Ausdehnung der Besprechung einverstan- 


den ist. 


Abgeordneter levasıer (Z.) erk.ärt Gle Zustimmung. 


Beinhard (K.P.): Ich muss dazu sagen, daß es uns ei 


berührt, daß wir unser Wßtrausnsvoiun - 


Vorsitzender: Ich bitte, nich! 


gentümlich 


u uUntsrorechen una hier keine 


Pi 
2 
Ausführungen zu machen, die den Tatsachen nicht entsprechen. 


Ss 
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Es war gar keine Rode davon, Ihnen das Tiort überhaupt 


zu unterbinden. Ich bitto, in Ihren Ausführungen fort- 
zulahren. 


Reinhard (K.P.): Meine Herren! Die kommunistische Fraktion 
bittet die übrigen Trakticnen, zu diesen Anträgen Stel- 
ang zu nehmen und diesen Anträgen die Zustimmung zu 
geben. 


Vorsitzender: Das Mort hat der Abgeordncte Kiefor. 


Kiefer (2.): Man muss hierbei zweierlei suseinanderhalten. 

| Erstens sina wir EA IEhN TREO EER: daß Fragen '# 

besprochen werden, die nicht unmittelbar mit der Tages- | 
ordnung in Zusammenhang stehen, Mr haben in der Ver- 

gangenheit genügend den Beweis erbracht, daß wir uns 

ee genieren, das Notwendige an dic Adresse der 
egierungskommission und an die Adresse der Bergwerks- 

direktion zu sagen. 


Das Zweite ist, daß die kommunistische Fraktion Br 
laubt, Anträge einbringen zu können, die den ganzen . ‘€ 
ndesrat bestimmen sollen, die Stellung der kommuni- k 
stischen Fraktion anzunehmen. Ein une Ne Verfahren | 
machen wir heute und zukünftig nicht mit. ;‘lenn man sich 
an die Adresse des ganzen Landesrates mit einem Antrag 
wendet, dann ist os Anstandspflicht, diesen Antrag an 
die einzelnen Fraktionen sinzurcichen, damit sie sich 
ordnungsmäßig damit befassen können. Man kann nicht \ 
einfach hierher kommen und den Landesrat auffordern, 10 
das zu tun, was oine Minderheit will. Das machen wir E 
heutzutage nicht mit. Wi 
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Meine Herren! Wenn hior zur Notlage der Bevöl- 
kerung nochmals Stellung genommen worden ist, dann 
brauchen wir nur zu bestätigen, daß dies in den beiden 
letzten Sitzungen des landesrates ausreichend goscheken m 
ist. Tir haben leider keinen maßgebenden Einfluss auf 4 
die Regisrung unä Bergwerksidrektinn erstens, weil wir iM 
kein beschlussfassendös Parlament sinä, zweitens, weil r 
die Bersverke nicht dem Gebiet und der Bevölkerung ge- 4 
hören. ir können heute folgendes sagen: iM 


4a ProZ 


Es ist zu bedauern, daß die maßgebenden Instanzen 

nicht die notwendige Einsicht bekundet haben und den i 

Bergleuten mehr en'gegengekommen sind, "ir können er- 2 

neut an alle nluchenden Industriekreise nur die drin- 

gende Mahnung richten, Lohnerhöhungen, soweit es In 

inren Kräfteı steht, durchzuführen, damit den vreiten E 

Volksschichten Rechnung getragen wird. E. 
Meine Herren! Wir sind ver,flichtet, heute von 

dieser Stelle aus den Bergleuten für ihre Binsicht zu 

danken, daß sie nicht weiter in Streik verharrt haben; 

dafür zu danken, daß sie viel mehr Einsicht bewiesen ha- 1% 

ben, wie die ganzen kommunistischen Führer im Saarge- 9 

biet. enn die Bergleute selbst sagen, es ist besser, 

in 








in den sauren Apze zu beißen als sich und das ganze 
Saarvolk in's Elend zu stürzen, so haben sie den Kom- # 
munisten die richtige Antwort gegeben, Es ist weiter- 
hin von der BEinheitsfront geredet worden. Wir sundern 
uns sehr, Herr Reinhard, daß ihre Organisation im Nach- 
barlande Lothringen nicht das geringste zur Unterstützung 
der Saarbergleute getan haben, im Gegenteil: die Lothrin- 
ger Bergleute verfahren lustig bis 35 Schichten und sind 
somit den Bergleuten im Saargebiet in den Rücken gefallen. 


Wir sind bisher keine Regisrungspartei gewesen, 
das beweisen die BEinzaben und Denkschriften, welche nach 
. Genf gegangen sind. Auch sind die Delegierten nicht dort- 
hin 5 gangen um Süßholz zu raspeln. Die Denkschriften, 
das Arbeiten der Delegationen usw. sind von der kommuni- “ 
stischen Partei immer sabotiert worden. "ir bedürfen '- 
also ihrer Anträge nicht. | 


- 


Meine Herren! Die Gerechtigkeit gebietet es 
-wir waren bei den Vsrhendlungen dabel und nicht Herr 
Reinhard- zu sagen, daß in diesem Xampfe das Mitglied 
der Regierungskommission, Herr KoSmann -die Frage, ob 
er meiner Partei angehört oder nicht, tut nichts zu 
Sache- mit Herrn Fuhrmann sich alle Mühe gegeben hat, der 
Bergarbeiterschaft Giensibar zu sein, und wenn es nach F: 
deren Willen gegangen wäre, wäre für die Bergleute viel 5 
mehr herausge kommen, 





Die Frage des Erlasses der Kohlensteuer ist da- 
hin zu behandein, daß wir sagen, eine solche Maßnahme hät- 
te ohne Anhörung des Landesratss nick: getroflien werden 
dürfen.. Die Regierungskommission ist verpflichtet, diess 
Verordnung wieder zurückzuziehen. 
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Dann ist darauf hingewiesen worden, daß große 3 
Beträge aus Mitteln üss Saargsbietes für die Bistümer .® 
Speyer und Trier verwendet würden. Meine Herren! Tür F 
sind stolz darauf, dal es so ist und daS diese Instanzen 
hier noch zuständig sind. ir bedauern nur, da3 die Be- 
träge nicht höher sind, denn die Segnungen dieser religiö- 
sen und kulturellen Instenzen sind für das Volk dienstba- 
rer wie alıes, was von Moskau kommt. 


( Zwischenrufs des Abgeordneten Reinhard. ) Me 


Vorsitzender: Ich muss die Kommunistische Fraktion darauf aufmerk- | Te 
sam machen, daß bis jetzt im ganzen Hause Ruhe geherrscht y 
hat und möchte von der Kommunistischen Partsi das gleiche 
verlangen. 


49 ProZ 


Dss Wort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


Hoffmann ($.P.): Meine Herren! Nach den Ausführungen der kommu- # 

| nistischen Vertreter, die sie heute Morgen In der Vorbe- 5 

sprechung gemacht hatten, nahm ich an, deß man auf die 

Lage, wie sie sich für die Arbeiterschaft in den letzten 

Nochen gezeigt hat, zu spredhan kommen wollte. Dann muss 
| man 











ge 
=} 
co 


man aber auch wirklich auf die Iage hinweisen. Aber ich 
bemerke, daß der Vertreter der kommunistischen Fraktion 
überhaupt zu der elenden Lage der Bergarbeiter, Metall- 
arbeiter usw. selbst garnichts gesagt hat, sondern nur 
Er englose Entschließungen singebracht hat, die zum Teil 
berechtigt sind, die jedoch hauptsächlich deshalb ge- ' 
macht worden sind, um schließlich ihr Organ zu füllen. 
Ich kann unsere Stellungnahme zu diesen Intschließungen 
dahingehend präzisieren, daß, wenn zu dieser Frage Stel- 
lung genommen werden soll, es schon der Kollegialität ent- 
sprechend notwendig ist, daß man die anderen Parteien vor- 
er verständigt und ihnen die Anträge zur Kenntnisnahme 
vorher zugehen lässt. 

Im übrigen kann ich sagen, daß wir bis jetzt der 
Regierungskomission noch nie ein Vertrauensvotum ausgespro- 
chen haben. ir werden auch auf jeden Fall mit Herrn Rein- 
hard darüber einig sein, der Regisrungskommission ein liß- 
trauensvotum aussprechen zu können. "ir vertreten dis Auf- 
ung; ohns der Person des Herrn en rd 
W 2 Ku r o ! BE nu RR r 2 Be A 
den er ee We Er BE . Also, an 
und für sich kann ich dem Antrag, den Herr Reinhard ge- 
stellt hat, nur zustimmen. Zu diesen Fragen will ich we- 
niger Stellung nehmen, als zu der Frage des Antikriegsta- 

eSs Ueber den Fall Eifler können auch wir uns dahinge- 

end auslassen, daß es schon der Anstandspflicht eines 
Polizeibeamten entsprechen würde, wenn man einen Landes- 
ratsabgeordneten etwas anständiger behandeln würde. Ich 
kann den Protest der kommunistischen Partei ganz gut ver- 
stehen. Der Protest ist zwar losgelassen worden, ohne 
daß er dem Landesrat vorher vorge legt worden wäre; unsere 


- 


Partei schließt sich aber diesem Protest an. 


Zu der T'rage ies Bergarbeiterstreiks und dem 
Protest der kommunistischen Partei selbst habe ich folgen- 
des zu erklären: 


Der Antrag 1, den die K.F.D. eingebracht hat, 
deckt sich mit unserer Auffassung. Zu Antrag 2 weiß ich 
nicht, ob Herr Reinhard wirklich objektiv zu dieser Sache 
steht. Er sagt nämlich, nachem die Einheitsfront der 
Saararbeiter nur noch eine Frage von Stunden war, als 
BEisenbahn- und NWetallarbeiter sich dem Kaupf der Bergar- 
beiter anschließen wollten, hätten sämtliche Parteien 

emeinsam den Streik abgewürgt. Soviel ‚lörter, soviel 
ügen, soviel Verdächtigungen 


( Schelle des Vorsitzenden! ) 


Ich habe darauf hinzuweisen, daß die Vertreter der Bergar- 
beiterorganisationen und ein großer Teil Ihrer Freunde 

(zu Herm Reinhard) mit uns die Auffassung vertraten, daß 
die Haltung, welche die Konferenz eingenommen hat, ein- 
genommen werden musste. Tenn heute cine andere Auffas- 
sung von Ihnen vertreten wird, so sage ich, daß Sie es 
gerne haben wollten, daß die Gewerkschaften im Saargs- 
biet zertrümmert werden sollten. | 


( Zurufe: "Sehr gut!" ) 


Ein 
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Bin Gewerkschaftsvertreter, der solche Motive herausholen 3 
will, hätte alle Ursache dort etwas zu sagen, wo etwas j 


gesagt werden muss. In lothringen, wo Herr Reinhard etwas ’ 
zu sagen hat, schweigt er, denn dort hat er die Folgen \ 
und die Konsequenzen zu ziehen. es 


[a 


( Unverständliche Zwischenrufe des Abg.Reinhard. ) 


( Schelle des Vorsitzenden! ) 


orsitzender: Herr Reinhard, ich bitte, Herm Hoffmann reden zu 
lassen. 


loffmann (S.P.): Herr Reinhard hat mir erklärt: "Du weißt be- 
stimmt, daß ich die Ieute in Velsen hinter mir habe. !ienn 
ich die Auffassung habe, werden die Leute das machen." 
Ich bin der Auffassung, daß man einem Reinhard in solchen 
Fragen nicht gut trauen oder ihn ernst nehmen kann. Ich 
betone ausdrücklich, daß der Bergarbeiterstreik geführt 
und beende+ und nicht abgewürgt worden ist. Jeder den- 
kende Mensch, der sinigermaßen im Gewerkschaftsleben steht, 
musste einsehen, daß der Streik abgebrochen werden musste e 
im Interesse der Bergarbeiter, weil sonst der Streik hätte w 
verloren gehen können und diejenigen leute, die die Zer- i% 
trümmerung der Gewerkschaften haben wollten, auf ihre Rech- “ 
nung gekommen wären. 





Auf jeden Fall ist anerkannt worden, daß in al- 
len Berufen etwas Durchgreifendes geschehen muss. Die 
Lörne im Bergbau befriedigen uns auch nicht. "ir haben 
betont, daß mehr gegeben werden muss und ich erinnere 


SIYNA9T ayasıyd ©4 oua4“T al ur u u 7 


Herrn Reinhard daran, daß ich s.Zt. die Ehre hatte, eine 7 
kommunistische Deputation zur Bergwerksdirektion zu füh- 4 
ren. Ich habe aber festgestellt, nachdem Herr Massing zur a 


Deputation gesagt hat: "Nenn Sie nicht arbeiten wollen, P- 
dann gehen Sie!", haben diese nichts gesagt. > 


( Zuruf Eifler: "Nachdem sie einen Vorsprecher hatten!" ) 


Herr Reinharü weiß wie es geht, wenn es nicht zu Verhand- 
lungen kommt, aaß der Zustand, den man durcn anpen Kampf 
erworben hat, beibenalten werden muss. Deshalb betone 
ich, daß dia Haltung der Bergarbeiterorganisationen den 
Verhältnissen entspricht. \ler hat denn die Kommunisten 
ehindert, sine Einheitsfront herzustellen? Kein Mensch! 
err Reinhard waiß so gut wie ich, daß gerade seine Far- Y 
teifreunda bei den Eisenbahnern und Metallarbeitern eine ä 
eg Rolle spielen, und daß sie gerade durch ihre große 
olle, die sie gespielt haben, die Organisationen sehr 
geschwächt haber, infolgedessen die Gewerkschaftsführer 
nicht in der lage sind, Erfolge herauszuholen, wie das im m 
Bergbau der Fall ist. Ich habe dann darauf hinzuweisen, ” 
daß selhst die politischen Parteifreunde des Herrn Rein- BE 
hard sagen; “Ja, die Binrheitsfront in diesem Falle ist ein 
schönes Sprichwort, aber in der Praxis sieht es ganz an- 
ders aus. Nun, meine Herren, habe ich dann zu der Herab- 


ya ProZ 


setzung der Kohlensteuer folgendes vorzubringen: Ann 5 
"ich 
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ich bin der Auffassung, daß die Regierungskomission die 
Kuhlensteusrhsrabsstzung nicht vornehmen dürfe; erstens 
hätte der Landesrat gehört werden müssen und zweitens 
ist dadurch die Möglichkeit geboten worden, für ‘die an- 





deren Industrien billigere Kohlen herauszuholen. Das 7 
entspricht wirklich nicht der Neutralität im großen Berg- % 
arbeiterkampfe, und da kann ich mich yollinha tlich der N, 
Auffassung Rei hhards anschließen. Ich hätte vielleicht " 
noch darauf hinzuweisen, daßes aber auch die Pflicht der 4 


BEisenbahner gewesen wäre, liese Kohlentransporte zu un- 
terbinder, und ich nehme an, daß die politischen Freunde 
des Herrn Reinhard auch dort sehr stark vertreten sind, 
und diese hätten alle Maßnahmen eingehen müssen, dal. 
diese Kohlentranspor te in das Saargsbiet unterbunden hi 
worden wären. Nun noch eins: (zu Reinhard gewandt)mein EB 
Parteifreund Pecri brachte ja in dem Streike nicht Sc- Pr: 
viel fertig, wie Deine Parteifreunde, die immer nur von 

der Binheikätrent reden. 


Meine Herren! Ich habe noch darauf hinzuwei- e: 

sen, daß unbedingt in der Iohnfrage ser Staatsarbeiter, | 
besonders der Zisenbahner, Seitens der Regierun skom- 
mission auch etwıs geschehen muss. Es kann nicht so ge- 3 
hen, wie die Regierungskommission 88 machen will, daß man BR 
den Soziallohn erhöht und alles andero einfach lassen will * 
wie es jetzt besteht. Es müsste wenigstens so sein, d 

die Lohnerhöhung, wie sis bereits schon von dom Schlich- 
tungs-Ausschuss für iie Metallindustrie anerkannt worden 
ist, auch für üie Eisenbahner und Staatsarbeiter insge- 
samt Platz greift. Es wäre lerner notwendig, daß im Saar- 
gebiet endlich einmal die zwei Ortsklassen verschwinden, 
denn im Saargebiet ist so ziemlich überall die leuerungs- 
lage gleich und auf üruna dessen könnts die Artsklasson- 
eintcilung beseitigt werden» 


Als Schlussergebni 
ich nur noch Gen Vertre 
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meiner Aussprache empfehle 


: 
Gewerkschaften kennen und verstehen, dann müssen sie ja 4 

hesonders im Saarge- . 
biet alle unsere Kräfts aufzubringen haben, unsere Star- R 
ken leistungsfähigen Eewerkscharten behalten zu können. 4 
Wenn man nur aber mit solchen Fragen, wie sie der Antrag 3 
oder der Protest des Harrn Reinhard aufweist, hausieren EB 
gcht, dann dient man richt der Arbeiterschaft, dann dient 
man nicht den Gewerkschaften, sondern man dient dem fran- 
zösischen Staa: und der Bergwerksüirektion. 


4a ProZ 


orsitzendor: Das Wort hat der Abgsorinets Schmölzer! 


emelzer (D.S.V.): Meine Stellungnahme gegenüber der Regierungs- 
kommission ist zu bekanüt, sodaß ich keine fiorte mehr zu 
verlieren brauche. Es kette GiL> Möglichkeit bestanden, 
daß der landssrat zu einer einstimmigen Resolution ge- 
kommen wäre, wenn die Komministische Fraktion die Resc- 
lution bekannt gegeben hätte, Wir können zu dieser Re- 
solution keine Stellung nehmen, obwohl manches darin 


> 
. 
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richtig sein mag, Ich glaube, hierin sind alle Fraktionen 
mit mir einig. Hs wurde besprochen, daß nicht über Wirt- 
schaftsfragen gesprochen werden soll und bin erstaunt, daß 
über die NEESSAERUNEL PaBen so wenig gesprochen wurde. Kein 
Redner irgend einer Fraktion kann über die wirtschaftliche 
Lage sprechen, ohne sich vorher mit seiner Fraktion ver- 
ständigt zu haben. Ich bin auch dazu nicht in der Lage; 
wohl kann ich Ihnen meine persönliche Ansicht sagen. Das 
ist aber nicht von Belang. Ich gebe der Hoffnung und dem 
Wunsche Ausdruck, daß man künftig sich über die Behandlung 
H eng verständigt und das sagt, was man zu sagen 
pflegt. 


brsitzender: Das Wort hat der Abgeordaste Albert! 


Ibert (H.u.L.): Ich schließe mich den Ausführungen des Zentrums 
und der DeutschSaarl.--Voikspartei an. 


prsitzender: Das Wort hat Ger Abgeoränste Dr.Sender! 


sender (S.P.): Meine Herren! Die Aussprache hat bewiesen, 
daß der Landesrat seine Selbstverwaltung in die Nana nehmen 
muss. Ich spreche im Namen meiner politischen Freunde 
wenn ich hiermit den Antrag stelle, heute noch Mitglieder 
von jeder Partei zur Ausarbeitung einer neuen Geschäfts- 
ordnung zu ernennen. 


we bemerken, daß das sine Angelegenheit 
ıktionsführer besprechen müssen. Das "ort 
hat der Abgearüänete Reinharec! 


jinhard (K.P.): Herr Hoffmann hat 
die -gelinde gesagt- unrichti 
der passive Widerstand ein gewe 
Ich habe vielmehr gesagt, daß d ent zutrifft. Die 
Kommunistische Partsi hat lediglich den passiven Wider- 
stand, der aus Verzweitilungsstimmung der Arbeiter ent- 
standen ist, unterstützt und sich nicht auf die Seite 
der Bergwerksdirsktion gastsllt. Die übrigen Bemerkungen 
sind erfunden, Wir haben unzere Auffassung den Fraktionen 
mitgeteilt, und die Parteien sind jetzt imstande, dazu 
Stellung zu nehmen, 
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ie A aufgestellt 
U 
Sr hat gesagt, daß 
haftlicher Unsinn sei. 
id 
e 
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irsitzender: Das Tlort hat Ger Abgeoradnete Horimann: 


ıffmann (S.P.): Ich habe Herrn Reinhard keinen Vorwurf gemacht, 
sondern mit ihm ein Gespräch gehaht, in demich auf den 
assiven TMidsrstand zu sprechen xam._ Yas ich gesprochen 
abe entspricht der "ahrhsit, während die Darstellung 
des Herrn Reinharü unrichtig .5t. 
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irsitzender: Wir sind am Schiusss ange 


angt, Ihre Anträge sind 
eriedigt. 


( Zuruf Reinhard: "Ich bitte um Abstimmung darüber!" ) 


Vorsitzender: 
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Gutachten nicht abstimmen. Hieran haben wir uns im 
mer gehalten. 


Das "ort hat der Abgeordnete Kiefer! 


Kiefer (Z.): Unsere Einstellung ist so bekannt, daß wir 


keinen Anlass haben, uns von jeder Partei Anträge 


ie 4- Mes 
Vorsitzender: Wir können über die Anträge in der Form der 
| 
| vorlegen zu lassen. 


Vorsitzender: Der Erlass des Präsidenten der Regierungskon- 


mission, mit welchem die Sitzungsperiode geschlossen 
wird, lautet: 


2 Nach Einsicht der No bear an vom 24.März 
e 


1922 über die Errichtung des Landesrates, 





nach Binsicht der Geschäftsordnung für den 
Landesrat vom 31.Oktober 1922, insbesondere des 
Artikels 1 


und nacn Anhörung des Vorstandes 
bestimme ich folgendes; 
Artikel 1. 
Die am 29. Juni 1925 eröffnete Sitzungsperiode 


des Landesrates, die sich auf das dritte Viertel- 


jahr 1925 erstreckte, wird am 5.August 1925 ge- 
schlossen. 


Tr GE SEELE ZT 


Saarbrücken, den 4.August 1925. 


Der Präsident der Regierungskommissionn: 


o e 


gez. GW. Stephens. : 


N POL 


+ s 


Vorsitzender: Damit ist die Sitzung geschlossen. 
‚Schluss der Sitzung 12 Uhr 30 Minuten nachmittags. 


DW. ie 


jr 
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